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1. Anlass und Ziele der Studie  

In der jüngsten Vergangenheit haben eine Vielzahl großer Schadensereignisse 
oder Katastrophen, bei denen Menschen ums Leben kamen, die Aufmerksamkeit 
der Öffentlichkeit auf die Wirkung solcher Ereignisse auf Rettungskräfte gelenkt. 
Doch es sind nicht nur die großen Lagen, die die Helfer belasten. Das Thema Tod 
ist ein “Querschnittsthema“ polizeilichen Handelns und hat Bezüge in fast alle 
Arbeitsbereiche. Dennoch ist es vielfach tabu, über den Umgang mit Tod und 
Sterben auch nur zu reden. Noch viel schwerer scheint es zu sein, dieses Thema 
und die Probleme damit im täglichen Dienst an- 
bzw. auszusprechen. Das jedenfalls legten 
Erfahrungen der beiden Betreuer der Studie im 
Rahmen von Seminaren an der Fachhochschule, 
welche den dienstlichen Umgang mit Tod und 
Sterben behandelten, nahe. Aus diesem Grund will 
die Studie ein Anstoß sein, sich mit dem Thema fundiert auseinander zu setzen. 
„Anstoß“ bedeutet: Die hier vorgenommene Darstellung der Thematik ist weder 
allumfassend noch abschließend. 
Ziel der Studie ist es erstens, festzustellen, wie die Organisation Polizei mit dem 
Thema Tod und Sterben umgeht. Dies geschieht einerseits durch leitfaden-
gestützte Interviews mit Beamten verschiedener Arbeitsbereiche, andererseits 
durch Gespräche mit Experten innerhalb und außerhalb der Polizei. Anhand einer 
systematischen Auswertung der Interview- und Gesprächsergebnisse sollen 
zweitens mögliche Defizite im Umgang mit dem Thema in der polizeilichen 
Ausbildung und Arbeit benannt und drittens Handlungsbedarf in der Organisation 
aufgezeigt und entsprechende Veränderungen angestoßen werden. Hierzu zählt 
insbesondere die Erstellung eines Leitfadens zum individuellen Umgang, die Erör-
terung möglicher fester Ablaufschemata bei bestimmten belastenden Ereignissen 
sowie die Sensibilisierung der Kollegen und Vorgesetzten potenziell betroffener 
Kollegen – also letztlich eines jeden Polizeibeamten. 
Die hier vorliegende Studie wurde im Rahmen des Leitthemenstudiums des 
Abschlussstudiums der Nds. Fachhochschule für Verwaltung und Rechtspflege, 
Fachbereich Polizei, innerhalb von nur 3 Wochen im August 2002 erstellt. Dabei 
wurde arbeitsteilig in mehreren Gruppen vorgegangen, was dem Text stellenweise 
anzumerken ist. An diesem Projekt beteiligt waren 23 Studentinnen und Studenten 
des Studienjahrganges 38/II/99: 
 

Bader, Nils Bielinski, Olaf Bösch, Nicole 
Brunken-Bruns, Sascha Gödeke, Konstanze Grebe, Denis 
Guder, Christoph Hilgner, Boris Hoff, Michael 
Hohe, Sylvia Kmonitzek, Julia Kock, Michael 
Koellner, Wiebke Köhler, Kathrin Krupitzer, Ulrike 
Kruse, Anja Lührs, Mareike Meyer, Stefanie 
Niemand, Sebastian Raaz, Robert Schäfer, Michael 
Selimovic, Alis Villwock, Sabine 
 

Das Thema wurde betreut von  
Petra Heidemann, FB Polizei, Abt. HI 

Markus Breuckmann, Kath. Polizeiseelsorge 

„...Es war ein zwei Tage alter     
Säugling. Das werde ich nie 
vergessen...“ 
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2. Methode  

2.1 Problemanalyse 

Ausgangspunkt der vorliegenden Untersuchung ist die Tatsache, dass Polizei-
beamte bei der Ausübung ihres täglichen Dienstes immer wieder mit dem Tod 
konfrontiert werden. Ein derartiges Ereignis ist oft mit starken Emotionen und 
einem Gefühl der Machtlosigkeit verbunden. Im Rahmen dieser Studie wurden 
Überlegungen angestellt, wie Polizeibeamte dieses erleben und damit umgehen. 
Weiterhin stellte sich die Frage, was getan werden kann, um die negativen Folgen 
für den beteiligten Polizeibeamten so gering wie möglich zu halten. 
Die Basis der Studie ist eine Befragung von Polizeibeamten zu diesem Thema, 
welche mit Hilfe eines Gesprächs- bzw. Interviewleitfadens durchgeführt wurde. 
Neben dieser Befragung wurden Gespräche mit Experten interner Organisations  
einheiten und externer Institutionen geführt. Im Vorfeld setzten sich die 
Studierenden damit auseinander, unter welchen Kriterien dieser Leitfaden erstellt 
werden sollte.  
 
 
2.2 Auswahl der Interviewpartner 

Um einen möglichst breiten Erfahrungsquerschnitt abbilden zu können, wurden 
die insgesamt 10 interviewten Beamtinnen und Beamten aus den folgenden 
polizeilichen Arbeitsbereichen gewählt: 
 
�

 Einsatz- und Sofortdienst (4) 
�

 Ermittlungsdienst (2) 
�

 1. Fachkommissariat (2) 
�

 Polizeikommissariat BAB (2) 
 
 
2.3 Auswahl der Erhebungsmethode 

Um den oben genannten Zielen näher zu kommen, wurde als Methode das 
Leitfadeninterview gewählt. Maßgebliches Entscheidungskriterium für diese 
Methode war vor allem die Möglichkeit der detaillierten Erkenntnisgewinnung 
sowie persönliche Einschätzungen zum Erleben und Handeln der Betroffenen  zu 
erlangen. Durch diese Methode ist es weiterhin möglich, das Arbeitsfeld zu 
umreißen, strukturierte erste Auskünfte und Wechselwirkungen zum Problemfeld 
zu bekommen. 
Für diese Studie wurden teilstrukturierte, auf einen Leitfaden gestützte, Interviews  
geführt. Hierbei handelt es sich um Gespräche, die aufgrund vorbereiteter Fragen 
stattfinden, welche in dem Leitfaden schriftlich festgehalten wurden (vgl. 
Atteslander 1993:158). 
 
 
2.4 Das leitfadengestützte Interview 

Kennzeichnend für diese Interviews sind weitestgehend offen formulierte Fragen, 
die in Form des Leitfadens in die Interviewsituation eingebracht werden. Der 
Interviewte antwortet frei; die Möglichkeit der Nachfrage durch den Interviewer ist 

„...Ich kann die Toten schon 
gar nicht mehr zählen, es 
waren einfach zu viele ...“ 
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jedoch gegeben. Die Gesprächsführung kann flexibel gehalten werden, da zwar 
Vorstellungen (Ziele) des Befragers vorhanden sind, die er mit seinen Fragen 
verfolgt, er aber in hohem Maße den Erfahrungsbereich des Befragten zu 
erkunden sucht und vor allem zuhört. Hinweise nimmt er auf; das Gespräch folgt 
nicht nur den Fragen des Interviewers, sondern den Antworten des Befragten (vgl. 
Atteslander 1993:157). 
 
2.4.1 Leitfadenkonstruktion 
Im Rahmen eines Brainstormings wurden durch die Ersteller dieser Leitthemen-
studie die für die Befragungen relevanten Ziele und Grundlagen ermittelt bzw. die 
groben Ziele der Untersuchung konkretisiert. In Gruppenarbeit wurde herausge-
stellt, welche Fragen die erarbeiteten Ziele am besten klären bzw. beleuchten 
würden. 
Im nächsten Schritt wurden die Fragen in Gruppen kategorisiert, prozesshaft auf 
ihre Relevanz hin überprüft und in zwei Gruppen ausführlich erörtert. Es 
entstanden die Leitfäden für die Experteninterviews und die Polizisteninterviews. 
Die Ergebnisse bzw. die Zielresultate wurden zusammengetragen und schriftlich 
festgehalten. Folgende Themenbereiche wurden zur Zielerreichung als grund-
legend angesehen und sollten „abgefragt“ werden: 
 
POLIZISTENINTERVIEWS 
•Allgemeine Einleitung und Vorstellung beider Gesprächspartner  
•Fragen zur dienstlichen Erfahrung in Zusammenhang mit dem Thema 

(Bestandsaufnahme) 
•Fragen zur Verarbeitung und zum Umgang mit dem Erlebten sowie zum 

Belastungsgrad 
•Fragen zur Kenntnis über Hilfsangebote 
•Fragen zur Inanspruchnahme von Hilfsangeboten und Formen der Unterstützung 
•Fragen nach Verbesserungswünschen und Erwartungen 
 
EXPERTENINTERVIEWS 
•Allgemeine Einleitung und Vorstellung beider Gesprächspartner 
•Aufgaben / Funktion der Gesprächsperson 
•Allgemeine Fragen zur Organisation 
•Fragen zu eigenen Erfahrungen 
•Fragen zur Betreuungs- / Hilfsangeboten 
•Fragen zu Erfahrungen mit Hilfsangeboten anderer Organisationen ( Lernen von 

den Besten )  
•Fragen zu dem persönlichen Umgang mit dem Thema Tod und Sterben 
 
Für die Durchführung der Interviews wurden dann in zwei Arbeitsgruppen die im 
Folgenden vorgestellten Leitfäden erstellt. Sie dienten zur Befragung der Polizei-
beamten bzw. der internen und externen Experten: 
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2.4.2 Interviewleitfaden Polizeibeamte 
 

Allgemeine Einleitung, Vorstellung 
•eigene Vorstellung 
•Thema und seine Ziele 

Persönliches 
•Was können Sie uns zu Ihrer Person sagen? 

A. Erfahrungen, Bestandsaufnahme 
•An welches einschneidende Erlebnis können Sie sich  erinnern? 
•War dieses Erlebnis privat oder dienstlich? 
•Wie lange liegt das Erlebnis zurück? 
•Wie oft sind Sie im Dienst schon mit dem Tod konfrontiert worden? 
•Wie haben Sie sich diesen Situationen gewachsen gefühlt? 
•Wie ist dieser Einsatz, den Sie zuvor geschildert haben, aus persönlicher Sicht 

gelaufen? 
•Wie haben Sie sich vorbereitet gefühlt? 
•An welche Gefühle können Sie sic  in dieser Situation erinnern? 
•Wie wurde allgemein mit diesem oder ähnlichen Ereignissen umgegangen  

(Kollegen/ Dienst)? 

B. Umgang / Verarbeitung / Hilfestellung 
•Was sind für Sie belastende gravierende Ereignisse? 

* Ist der Umgang damit anders, als im „normalen“ Einsatzgeschehen? 
•Wie sind Sie bei der Konfrontation mit den Emotionen umgegangen? 
•Wie gehen Sie aus ihrer Sicht grundsätzlich mit solchen Situationen um? 
•Gibt es eine bestimmte Art? 
•Wie haben Sie sich in dieser Situation ihren Kollegen gegenüber verhalten? 
•Sind in dem Einsatzgeschehen Familienangehörige anwesend gewesen? 

*wenn ja, wie sind Sie Ihnen gegenüber getreten? 
•Welche Unterstützung gab es aus dem eigenen Dienstbereich? 
•Wie hoch ist für Sie der Belastungsgrad bei Ereignissen, die mit dem Tod zu tun 

haben? 
•Wie gehen Sie genau damit um? Welche Unterstützung haben Sie? Brauchen 

Sie? 
•Wie wirken sich solche Ereignisse auf den privaten Bereich aus? 
•Welche Rolle spielen andere Kollegen? 
•Kennen Sie dienstliche Hilfsangebote? 
•Haben Sie schon dienstliche Hilfe in Anspruch genommen? 

*wenn nein, warum nicht?   bzw. * wenn ja, wie waren Ihre Erfahrungen? 
•Welche Unterstützung haben Sie von Ihren Vorgesetzten erhalten und wie fand 

diese statt? 

C. Verbesserungsmöglichkeiten, Wünsche, Erwartungen  

• Welche allgemeinen Erwartungen haben Sie zu diesem Thema in der Polizei 
und für sich speziell? 

• Was wünschen Sie sich für die Ausbildung? 
• Wie sollte der Umgang mit Berufsanfängern erfolgen? 
• Welche Unterstützung wünschen Sie sich im dienstlichen Alltag von Kollegen, 

Vorgesetzten und der Polizei? 
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• Was halten Sie von Seminaren? Wie würden Sie mit Angeboten umgehen?  
• Welche Arten der Vorbereitung hätten Sie sich in der Rückschau gewünscht? 
• Woher sollte  Unterstützung bzw. Hilf  kommen ( Kollegen, Vorgesetzte, 

externe Gruppen, Familie, Freunde)? 
 
2.4.3 Interviewleitfaden interne und externe Expert en 
 

Aufgaben / Funktion der Gesprächsperson 
 
Struktur der Organisation 
•Aufbau der Abteilung 
•Entstehungsgeschichte 
•Einbindung in die Organisation 
•persönliche und materielle Ausstattung 
•Ausbildung, Fortbildung, Seminare / Eigene und Mitarbeiter 
•Meldeweg der Intervention 

* Eigeninitiative 
* per Auftrag seitens Mitarbeiter oder Vorgesetzter 

•Finanzierung der Intervention 
•Zusammenarbeit mit anderen Organisationen / Austausch von Erfahrungen   und 

alternativen Konzepten 
•Fürsorgepflicht der Organisation / Haftung bei Unterlassen ? 
•Schweigepflicht / gesetzliche Richtlinien, Zeugnisverweigerungsrecht 
•Zuständigkeiten / wann wird eingegriffen und geholfen ? 
•Intensität der Hilfe, Formen der Hilfe 
 
Erfahrungsbericht 
•positive Erlebnisse 
•negative Erlebnisse 
 
Betreuung 
•Entwicklung von Betreuungsprogrammen 
•Dauer von Hilfsangeboten 
•Psychohygiene des Betreuungspersonals (Supervision / Finanzierung) 
•Innerbetriebliche weiterführende Betreuung, „nachgehende Betreuung „ 
•Vorbereitung auf den Ernstfall 
 
Zukunftswünsche 
•Verbesserungen (Innovation) in der eigenen Organisation 
•Zusammenarbeit mit anderen Organisationen / Polizei, Feuerwehr zwecks 

Austausch 
• 
•Übertragbarkeit der Hilfsangebote ? 
•Lernen vom „Besten“ 
 
Persönliches 
•Umgang mit dem Tod 
•Bedeutung für das eigene Leben 
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2.4.4 Pre-Test Interviewleitfaden Polizeibeamte 
 
Um den Interviewleitfaden Polizeibeamte auf seine Anwendbarkeit zu überprüfen, 
wurde ein Pre-Test durchgeführt. Es hatte sich ein Polizeibeamter der Fachhoch-
schule, der einige Jahre Exekutiverfahrung im Einsatz- und Streifendienst 
mitbringt, bereit erklärt, als Interviewpartner zur Verfügung zu stehen. Das 
Testinterview wurde von einem Studenten in Gegenwart der anderen Interviewer 
durchgeführt. Danach fand eine Reflexion und Vorbereitung im Hinblick auf die 
Anforderungen an die Interviewer für die zukünftigen Befragungssituationen statt. 
Der Leitfaden wurde nach dem Pre-Test als anforderungsgemäß eingeschätzt und 
sollte dann in der konstruierten Form zur Anwendung kommen (vgl. Atteslander 
1993:132). 
 
2.4.5 Anforderungen an den Interviewer 
 

Die Interviews wurden zu zweit durchgeführt, wobei geplant war, dass eine Person 
durch das Interview führte und eine zweite als Co - Interviewer für die 
Aufzeichnung zuständig sein sollte, dabei aber auch ggf. den Erstinterviewer 
situationsabhängig unterstützen sollte. Im Rahmen der Vorbereitung der 
Interviewer und unter Zuhilfenahme entsprechender Literatur (Atteslander 1993) 
wurde das Anforderungsprofil für die Interviewer erarbeitet. Mit Blick auf den 
Befragten hat der Interviewer folgendes zu beachten: 
�

 Zunächst soll dem Befragten deutlich gemacht werden, dass dieses Interview 
für die Aufgabe von großer Wichtigkeit ist. 

�
 Weiterhin soll das Gefühl vermittelt werden, dass seine Kooperation, d.h. die 

Bereitschaft auf die gestellten Fragen zu antworten, unverzichtbar ist.  
�

 Der Gesprächsverlauf soll auf eine vertrauensbildende, sachliche und 
freundliche Ebene abzielen: Der Befragte soll das Gefühl haben, dass es sich 
um ein entspanntes Gespräch und keinesfalls um eine strenge Befragung han-
delt. Der Aufbau einer positiven Beziehung sowie eines Vertrauensverhält-
nisses ist die Voraussetzung dafür, ehrliche und somit gültige Antworten zu 
bekommen. 

�
 Bei der Fragestellung ist die sprachliche und inhaltliche Verständlichkeit zu 

beachten, d.h. Fragen sollen auf dem Sprachniveau formuliert werden, das 
dem Befragten entspricht (Verzicht auf evtl. unbekannte Fremdwörter, 
Fachausdrücke). Die Fragen sollen inhaltlich verständlich formuliert werden,  
Ausdrücke und Redewendungen vermieden werden, die in unterschiedlichem 
Kontext verwendet werden können, um so eine einheitliche Interpretation der 
gestellten Fragen sicherzustellen. (vgl. Atteslander 1993:333/334,188). 

 
Der Interviewer soll sich bis zu einem gewissen Grad zurückhalten; er soll einen 
seriösen Eindruck machen und deutlich werden lassen, dass er das Interview 
ernst nimmt gleichzeitig dabei keinen verkrampften Eindruck machen. Es ist von 
größter Wichtigkeit für den Interviewer, ein echtes Interesse an dem zu zeigen, 
was der Befragte sagt. In seinen Reaktionen muss sich der Interviewer in engen 
Grenzen halten. Es ist sogar ein Grundprinzip jeder Befragung, dass der 
Interviewer versuchen muss, seine eigene Einstellung zu dem Untersuchungs-
gegenstand zu verbergen. Er darf auch kein Befremden oder Missbilligung über 
das zeigen, was der Befragte sagt. 
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Aufgabe des Interviewers ist es, darauf zu achten, dass das Gespräch nicht 
„entgleist”, d.h., er muss den Befragten bei Abschweifungen wieder auf das 
eigentliche Thema zurückführen. Auch zählt es zu seinen Aufgaben, das 
Gespräch in Gang zu halten, um zu verhindern, dass dem Befragten “der Faden 
reißt”. Der Interviewer leitet durch seine Fragestellungen den Interviewten durch 
das Gespräch  um ihn zu einer ausführlichen Antwort zu motivieren. Er hat auf den 
Verlauf des Gespräches zu achten und ggf. darauf Einfluss zu nehmen. Außerdem 
muss er in der Lage sein die zentralen Fragen im geeigneten Moment zu stellen. 
Dabei ist es wichtig, dass er sich trotz der Leitfadenorientierung auf den Befragten 
einstellt. 
Die Qualität der Antworten ist also auch abhängig von dem Verhalten des 
Interviewers. Hinzu kommt, dass zu vermeiden ist, evtl. eigene Urteile bzw. 
persönliche Ansichten seitens des Fragenden zu offenkundig erscheinen zu 
lassen und den Befragten hierdurch evtl. zu beeinflussen. Der Befragte reagiert 
auf en Interviewer auch als Träger der sozialen Rolle, d.h. als Antwort auf die 
soziale Situation. 
Der Interviewer könnte somit selbst die Quelle einer ”falschen” Antwort sein. 
 
2.4.6 Durchführung der Interviews und Niederschrift  
Die Interviews mit Polizeibeamten wurden auf Tonband aufgezeichnet und 
anschließend wortgetreu schriftlich festgehalten. (Die in Kästen im Text der Studie 
verteilten Zitate sind diesen Interviews entnommen.) Bei den Experteninterviews 
skizzierten die Interviewer die  Aussagen der Befragten kurz, um die wesentlichen 
Schwerpunkte dann später textlich zusammenzufassen. Danach fand die 
eigentliche Auswertungsarbeit statt. Die Auswertungskategorien waren im 
Abgleich mit der formulierten Zielvorstellung konkretisiert worden. 
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3. Auswertung der Interviews mit Polizeibeamten  

3.1 Berufliche Rolle und Belastung 

Durch die Fragen zum Themenkomplex soll heraus gearbeitet werden, inwieweit 
Polizeibeamte mit dem Thema Tod in ihrer dienstlichen Tätigkeit konfrontiert 
werden. Ferner soll dadurch in Erfahrung gebracht werden, wie Polizeibeamte 
emotional mit Thema umgehen, in welcher Form sich dadurch Auswirkungen für 
ihr Erleben und Handeln ergeben und wie sie den Belastungsgrad eingeschätzen. 
Zudem könnten in diesem Zusammenhang die Eigen- und Fremderwartungen an 
die Berufsrolle bedeutsame Aspekte beinhalten und müssten somit in diesem 
Kontext mit betrachtet werden. 
 
Alle Interviewpartner haben berichtet, dass sie im Verlauf ihrer dienstlichen 
Tätigkeit bereits mit tödlichen Ereignissen konfrontiert worden sind. Hierbei ist 
festzustellen, dass die Art und Häufigkeit dieser Ereignisse abhängig vom 
Tätigkeitsfeld sowie vom Dienstalter ist. Der Beruf des Polizeibeamten bringt 
unweigerlich die Konfrontation mit dem Thema Tod mit sich.  
Von allen Interviewpartnern wird das polizeiliche Erfordernis einer „...profes-
sionellen und sachgerechten Bearbeitung“ solcher Ereignisse in den Vordergrund 
gestellt. Die eigenen auftretenden Emotionen werden diesem Erfordernis 
nachgeordnet und am Ereignisort verdrängt. In diesem Zusammenhang sprechen 
alle Interviewpartner davon,  „... dass irgendwann der Schalter gefallen sei“ und 
die erforderliche Arbeit ohne weitere Gedanken an die eigenen Emotionen 
geleistet wird. Es findet eine Versachlichung des Ereignisses und es Erlebens 
statt. 
Die Polizeibeamten versuchen augenscheinlich ihrem Rollenselbstbild, welches 
sie aus den Anforderungen an sie als Amtsträger ableiten, gerecht zu werden. 
Diese Erwartung, den dienstlichen Pflichten nachkommen zu müssen, scheint oft 
im Vordergrund der Auseinandersetzung zu stehen. Der Polizeibeamte will seinen 
Dienst verrichten und dabei funktionieren. Er will „seinen Job tun“. 
Hinzu kommt das Rollenfremdbild, welches die Erwartungen bezeichnet, die von 
allen anderen an die Rolle des Polizeibeamten 
gestellt werden. Man erwartet vom Polizei-
beamten, dass er seinen Dienst objektiv, neutral 
und pflichtgetreu verrichtet. Das Ergebnis seiner 
Arbeit darf in seiner Objektivität nicht beeinflusst 
werden. Auftretende Emotionen am Ereignisort scheinen aber aus Sicht der 
Interviewten gerade geeignet zu sein, diese Objektivität zu verfälschen. Aus 
diesem Grunde müssen und werden sie ausgeblendet. 
Sofern sich die Interviewpartner zu der Anwesenheit von Angehörigen des 
Verstorbenen am Ereignisort geäußert haben, ist festzustellen, dass Angehörige 
eher als belastender Störfaktor angesehen werden. Die sachliche und 
fachgerechte Bearbeitung des Ereignisses wird erschwert. Auch gegenüber 
diesen Personen werden Emotionen ausgeschaltet, und es wird eine sachliche 
Ebene in der Auseinandersetzung gesucht. 
Alle Interviewpartner haben geschildert, dass der Beruf des Polizeibeamten einen 
professionellen Umgang mit dem Tod erforderlich macht. Insofern herrscht ein  
Bewusstsein über die Selbst – und Fremderwartung an die Berufsrolle in dieser 
Qualität vor. Die fachliche Kompetenz zur Bearbeitung solcher Ereignisse steht im 

„...Bekannte, die versterben, 
das belastet auch...“ 
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Vordergrund und ist auch Maßstab für die Beurteilung des einzelnen Beamten. Die 
Fähigkeit, mit den eigenen Emotionen umgehen zu können und das Erlebte zu 
verarbeiten, scheint sekundär zu sein. Sofern ein Beamter nicht in der Lage ist, 
diese Professionalität im Umgang mit dem Tod zu zeigen, „sollte er auch nicht in 
diesem Bereich arbeiten, da das Ergebnis verfälscht werden würde“. 
Möglicherweise wird Professionalität mit Sachlichkeit und Emotionslosigkeit („… 
man darf nicht im Leid des anderen aufgehen“) gleichgesetzt. 
Diese Aussagen legen den Schluss nahe, dass der Umgang mit dem Tod aus 
polizeilicher Sicht grundsätzlich wohl als eine Stresssituation eingeschätzt wird, 
die es zu bewältigen gilt. Würden die eigenen Emotionen am Ereignisort überhand 
nehmen, so könnte das Ergebnis der Arbeit verfälscht werden. Dies bedeutet für 
die Polizeibeamten ebenfalls Stress, getragen von Versagensängsten. 
Stress ist ein weit verbreitetes Phänomen des polizeilichen Alltags und resultiert 
aus einem Ereignis, das die betroffene Person herausfordert oder gefährdet. 
Stress ist demnach eine Überbeanspruchung, bei der der Mensch durch zu die 
Dauer, die Stärke des Ereignisses oder die Nähe des Geschehens eine Belastung 
erfährt. 
Weitverbreiteter Erklärungsansatz ist die kognitive Stresstheorie nach Lazarus. 
Zentral dafür sind die kognitive Bewertung der Situation und die aktive Ausein-
andersetzung damit. Primär bewertet die Person das Ereignis als stressend oder 

herausfordernd. In diesem Zusammenhang 
werden dann in Form der sekundären Bewertung 
die Bewältigungsmöglichkeiten bzw. Fähigkeiten 
erkannt und ggf. eingesetzt. Werden diese als 
gering eingeschätzt bzw. das Fehlen erkannt, 
kann es zu Stressreaktionen kommen. Fehlen 

mögliche Handlungskonzepte, um das angestrebte Ziel zu erreichen, werden 
häufig flexible Problemlösungen vereitelt. Der Verlust der Handlungskontrolle führt 
zur körperlichen Aktivierung und somit zum Stressempfinden bei der betroffenen 
Person.  
Auslösende Stressoren können jegliche einschneidende Ereignisse des polizei-
lichen Alltags sein. Besonders der Umgang mit tödlichen Ereignissen wird  für 
viele Polizeibeamte als Stress bewertet werden, diese Einschätzung liegt quasi in 
der “Natur“ dieses Stressors. 
Die Versachlichung und Reduzierung auf das polizeiliche Erfordernis der 
professionellen Bearbeitung vielfach erschreckender oder schockierender Ereig-
nisse könnte eine Bewältigungsstrategie darstellen, die eigene psychische Belas-
tung zu minimieren und die Verarbeitung zu fördern.  
Alle Interviewpartner haben spontan von ihrem schlimmsten Erlebnis im 
Zusammenhang mit dem Tod berichtet, wobei dieses teilweise schon zehn Jahre 
zurücklag, auf Nachfrage aber sofort in allen Einzelheiten greifbar war. Ein 
Interviewpartner hat in diesem Zusammenhang berichtet, dass er drei Nächte 
danach mit den Bildern vor Augen aus dem Schlaf hoch geschreckt sei. Dies habe 
dann allerdings ohne weiteres Zutun aufgehört.  
Bezüglich der Frage nach der Vorbereitung auf die Konfrontation mit tödlichen 
Ereignissen im Dienst haben alle Interviewpartner berichtet, dass sie sich nicht 
darauf vorbereitet haben (und auch nicht wurden), „..., weil man darf letztendlich 
nicht vergessen, das ist ein Thema, über das man nicht sprechen will. Zumindest 
nicht in Zeiten, in denen man damit nicht berührt wird, weil man es weit weg 
drängt“. 

„...Da ist dann die ganze 
Erinnerung wieder 
hochgekommen ...“ 
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Außer dieser eigenen Angst vor dem Thema ist aber auch hervorgehoben worden, 
dass eine solche Situation nicht vorweg gedacht werden könne. Die persönliche 
Auseinandersetzung mit dem Tod war oder  sei erst in der „Situation“ möglich. 
Hier klingt Abwehr  zur Antizipation solcher Ereignisse durch. Die theoretische 
Vermittlung der fachlichen Gesichtspunkte einer Todesermittlung hat in der 
Ausbildung bzw.  auf Lehrgängen stattgefunden. Alle Interviewpartner sind der 
Ansicht, dass sowohl die praktische Fallbearbeitung als auch der eigene 
psychische Umgang mit dem Tod in der Praxis erlernt werden muss. 
Es ist festzustellen, dass eine psychische Auseinandersetzung mit dem Tod, den 
eigenen Ängsten und Gefühlen – wie sie gerade vor der ersten Konfrontation 
notwendig wäre - nicht stattfindet und oft auch 
gar nicht gewünscht wird. Die tödlichen Ereig-
nisse werden ohne eine psychische Vorberei-
tung nach den o.a. polizeilichen Erfordernissen 
abgearbeitet. Persönliche Handlungsstrategien 
sind  vorher nicht bewusst vorhanden. Diese 
werden erst in den entsprechenden Situationen 
erlernt. Gelingt diese Bildung von Ressourcen 
und Handlungsmustern in der Praxis nicht, besteht die Gefahr, durch ein 
besonders schockierendes Erlebnis dauerhaft traumatisiert zu werden. 
Die genannten Albträume könnten ein Hinweis auf akute Belastungsreaktionen  
sein. Diese finden u.a. ihren Ursprung in außergewöhnlichen Ereignissen mit 
Grenzüberschreitungen der individuellen Belastbarkeit. Solche Stressoren finden 
sich unter anderem in der Konfrontation mit dem Tod. 
Symptome für dieses Stresssyndrom können u.a. Schlafstörungen und Albträume 
sein. Bei einer kurzfristigen Symptombildung, die innerhalb der ersten vier 
Wochen abklingt, sprechen Fachleute von einer akuten Belastungsreaktion. 
Erst bei längerem Auftreten der Symptome ist die Rede von einer 
Belastungsstörung bzw. einem posttraumatischen Stresssyndrom (vgl. Zimbardo 
1995: 488). Hinweise darauf, ob einer der Interviewpartner an einem solchen 
posttraumatischen Stresssyndrom leidet, können den Antwortinhalten nicht 
entnommen werden. Gleichwohl haben einige der Befragten schon an akuten 
Belastungsreaktionen gelitten. 
Nahezu alle Interviewpartner haben Sachverhalte mit tödlichem Ausgang als 
emotional belastend empfunden. Gerade die näheren Umstände des Todes oder 
die Tragik der Situation haben sich hier als psychisch belastend ausgewirkt. In 
allen Fällen nimmt diese Belastung mit zunehmender Erfahrung ab. Es wird von 
„Abhärtung und Routine“ gesprochen. Lediglich besonders herausragende 
Ereignisse verursachen noch belastende Gedanken und oder Gefühle. Aber selbst 
dies wird nach wenigen Tagen bereits wieder überwunden und vergessen. 
Einige Interviewpartner berichten, dass sie nach Feierabend oder in bestimmten 

Schlüsselsituationen die Bilder der Ereignisse 
wieder vor Augen haben und sich darüber 
Gedanken machen. 
Zu dem Umgang mit den eigenen Belastungen, 
die durch tödliche Ereignisse ausgelöst 
werden, berichten alle Interviewpartner, dass 
eine Auseinandersetzung mit Kollegen 
stattfindet. Im Kollegenkreis werden 
Gespräche über das Erlebte geführt. Einige 

„...Man spricht zwar mit 
Kollegen auf der Rückfahrt 
und nach dem Dienst über 
solche Fälle, mehr aber auch 
nicht ...“ 

„...Dann ist das Gespräch    
mit den Kollegen eine Art 
Ventil, was du hast, um den 
Frust und den Kummer, den 
du dadurch aufbaust, 
loszuwerden ...“ 



12 

Befragte schildern, dass gerade die Erfahrung und das Verständnis anderer 
Kollegen für die eigene Situation hilfreich ist, das Erlebte besser verarbeiten zu 
können. Die Kollegen wissen, wovon man spricht, da sie entweder dieselbe oder 
ähnliche Situationen ebenfalls durchlebt haben. Beachtlich ist allerdings, dass kein 
Interviewpartner konkret angeführt hat, über die eigenen Emotionen und Ängste 
mit Kollegen zu sprechen. Alle Antworten beziehen sich auf allgemeine Gespräche 
im Kollegenkreis, wobei die Vermutung naheliegt, dass sich die Inhalte auf die 
fachliche Ebene beschränken. Die psychischen Belastungen werden im 
Kollegenkreis ausgeblendet, und die Gespräche verlaufen auf einem in diesem 
Zusammenhang oberflächlichen Niveau. Trotzdem sehen alle Interviewpartner 
diese Gespräche als Hilfe im Umgang mit tödlichen Ereignissen an. Zu der Frage 
nach dem Umgang mit den psychischen Belastungen werden diese Gespräche als 
erstes genannt. 
Bei nahezu allen Interviewpartnern wirken sich die Belastungen auch auf den 
privaten Lebensbereich aus. Die Verarbeitung des Erlebten erfolgt vielfach zu 
Hause. Hier werden Gespräche mit dem Lebenspartner, Freunden und 
Verwandten als Bewältigungsstrategien 
angeführt. Vereinzelt werden aber auch der 
Dienst und das Private strikt getrennt. Aus 
den Antworten ist zu vermuten, dass aber 
auch diese Gespräche eher oberflächlich 
verlaufen und sich auf die sachliche 
Schilderung des Erlebten beschränken. Die 
Emotionen und Ängste scheinen in den Hintergrund gedrängt zu werden. 
Augenscheinlich werden die eigenen Emotionen im Umgang mit tödlichen 
Ereignissen dauerhaft und konsequent verdrängt. 
Ein Interviewpartner hat berichtet, dass er keinerlei Gespräche mit anderen 
Personen über das Erlebte führt. Die Belastungen der tödlichen Ereignisse werden 
von ihm allein verarbeitet. 
Zum Schutz vor bestimmten emotionalen Belastungen, die aus gravierenden 
Erlebnissen bei dem Umgang mit dem Tod entstehen, kommt es häufig zu 
sogenannten Abwehrmechanismen. Dabei gibt es verschiedene Möglichkeiten, 
eigene Emotionen zurückzustellen oder gar zu umgehen. Durch Verdrängung soll 
verhindert werden, dass unerwünschte Impulse in das eigene Bewusstsein 
eindringen. Polizeibeamte scheinen teilweise dazu zu neigen, ein Erlebnis mit dem 
Tod zu versachlichen. „ Ich mache nur meinen Job“ (vgl. Zimbardo 1995: 488). 

Diese psychischen Abwehrmechanismen 
scheinen die Funktion zu erfüllen, die eigene 
psychische Stabilität zu gewährleisten. Eine  
Aufarbeitung des Erlebten scheint in keinem 
Fall stattzufinden. Fraglich ist in diesem 
Zusammenhang sicherlich, ob sich eine 
Persönlichkeit auf Dauer durch Verdrängung, 

Rationalisierung und Versachlichung im Gleichgewicht halten kann. Zur Zeit 
scheint dies bei allen Interviewpartnern zu funktionieren. Keiner der 
Interviewpartner hat von negativen Auswirkungen tödlicher Ereignisse auf die 
eigene Person berichtet. Keiner der Interviewpartner hat angeführt, dass er 
Probleme mit tödlichen Ereignissen habe, obwohl diese sich durchaus belastend 
auswirken. Jeder kommt damit zurecht und sieht darin keine Schwierigkeiten. 
Inwieweit es sich hier auch um „erwünschtes Antwortverhalten“ im Sinne des 

„...grundsätzlich haben 
dienstliche Angelegenheiten 
zu Hause nichts zu suchen“ 

„...Ich denke mal, dann merke 
ich auch erst, ob ich diesen 
Job machen kann oder 
nicht...“ 
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vermuteten Rollenfremdbildes und den damit verbundenen Erwartungen handelt, 
kann nur gemutmaßt  werden.  
Alle Interviewpartner sind über Jahre hinweg mit verschiedensten tödlichen 
Ereignissen konfrontiert worden, wobei bei allen diese Abwehrmechanismen zum 
Schutz der eigenen psychischen Integrität an den Tag gelegt wurden. 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass allen Interviewpartnern die 
Berufssituation im Hinblick auf die Möglichkeit einer Konfrontation mit dem Thema 
Tod bewusst ist. Dieser Bereich wird in Abhängigkeit vom Tätigkeitsfeld des 
einzelnen allerdings mehr oder weniger ausgeprägt als Teilbereich der täglichen 
Arbeit angesehen. Dieser erfordert ebenso wie andere Bereiche eine 
professionelle Bearbeitung. Die eigenen Emotionen werden nahezu vollständig 
verdrängt. Eine tiefgreifende psychische Auseinandersetzung und Bearbeitung 
bzw. Auseinandersetzung im Sinne der Reflexion des Erlebten und Gefühlten  
kann den Antwortinhalten nicht entnommen werden. Der fachliche, professionelle 
Gesichtspunkt einer qualifizierten Sachbearbeitung steht bei allen 
Interviewpartnern im Vordergrund. 
Obwohl tödliche Ereignisse von nahezu allen Interviewpartnern als belastend 
empfunden werden, sind persönliche Probleme in der Bewältigung dieser 
Belastungen nicht vorhanden. Gesprächen mit Kollegen und Familienangehörigen 
kommt beim Umgang mit tödlichen Ereignissen eine herausragende Bedeutung 
zu. Hierbei beschränken sich die Gespräche allerdings oberflächlich auf die 
sachliche Ebene. Negative Auswirkungen auf die eigene Psyche werden nicht 
angeführt. 
 
 
3.2 Erhaltene Hilfestellungen 

In diesen Zusammenhang spielt eine Rolle, wie die Befragten kollegiale, private 
und institutionell erhaltene Hilfen zur Bewältigung einschätzen. Kern dieser 
Kategorie ist die Einschätzung und Bewertung der sozialen Unterstützung zur 
Stressbewältigung aus allen Bereichen (Kollegen, Institutionen, Vorgesetzte, 
andere soziale Unterstützung). 
 
Nahezu alle Interviewpartner haben über Gespräche mit Kollegen, 
Familienangehörigen, Lebenspartnern und Freunden als Hilfe zur psychischen 
Bewältigung von tödlichen Ereignissen berichtet. Insofern erscheint das 
Antwortverhalten zu oben in Teilen widersprüchlich. Hilfestellung impliziert auch 

Hilflosigkeit oder Bedarf zur 
Unterstützung. Den Interviewern ist 
es insofern nicht gelungen, diesen 
Widerspruch zu klären.  Diese 
Gespräche werden allerdings 
durchgehend als unbedingt 
erforderlich (Anm.: widersprüchlich, 

siehe oben) und positiv bewertet. Es scheint, dass diese sozialen Ressourcen 
einen entscheidenden Faktor in der Stressbewältigung beim Umgang mit tödlichen 
Ereignissen darstellen, die das Gesundbleiben in entscheidendem Maße 
beeinflusst und fördert. 
Aus den Erfahrungen der Interviewpartner lässt sich erkennen, dass sich das 
Handeln der Vorgesetzten auf die fachliche Seite der Bearbeitung der Ereignisse 

„...Er kam dann auch zu uns, als er nicht 
mehr bei der Familie gebraucht wurde und 
hat mit uns gesprochen. Das hat mir auch 
sehr geholfen...“ 
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beschränkt. Das Interesse gilt vornehmlich Fragen nach Geschehensabläufen, 
Tathergängen, u.ä.. Keiner der Interviewpartner hat von diesem Personenkreis 
bislang Hilfe erfahren. Es wurde weder auf betroffene Polizeibeamte zugegangen, 
noch zeigten die Betroffenen diese Eigeninitiative. Fragen der Vorgesetzten nach 
dem persönlichen Befinden der betroffenen Polizeibeamten infolge tödlicher 
Ereignisse kamen nicht vor. 
Weitere Hilfe, etwa in institutionalisierter Form, ist bislang von keinem der 
Interviewpartner in Anspruch genommen worden. Sofern etwas dazu gesagt 
wurde, ist auch keinem der Interviewpartner bekannt, dass ein Kollege aus dem 
näheren Umfeld solche Hilfe bislang in Anspruch genommen hat. 
Nahezu allen Interviewpartnern sind keine dienstlichen Hilfsangebote für 
betroffene Polizeibeamte bekannt. In zwei Fällen ist unter dem Begriff PPS ein 
dienstliches Hilfsangebot der Polizeidirektion Hannover zur Betreuung von 
Polizeibeamten bekannt. Es ist zu vermuten, dass das Wissen über Einrichtungen, 
z. B. den SWD oder die regionalen Beratungsstellen, an der polizeilichen Basis 
gänzlich fehlt. Insofern besteht zunächst ein grundlegender Informationsbedarf 
über die vorhandenen dienstlichen Hilfsangebote. 
Die grundsätzliche Einstellung zu dienstlichen Hilfsangeboten ist überwiegend 
positiv und wird für erforderlich und sinnvoll erachtet. Nahezu alle Interviewpartner 
sind der Ansicht, dass es sicherlich Polizeibeamte gibt, die Hilfe benötigten  
(Anm.: wenngleich man das bisher selbst noch nicht ist). 
Grundsätzlich sollte es dienstliche Hilfsangebote geben, über die auch umfassend 
informiert werden soll, um etwa Berührungsängste abzubauen und ein Wissen um 
diese Organisationseinheiten zu erzeugen. Die Entscheidung, solche Hilfe dann 
auch tatsächlich in Anspruch zu nehmen, sollte aber letztendlich bei den 
betroffenen Beamten selbst liegen. Dienstliche Hilfe sollte nicht über ein Angebot 
hinaus gehen. Nahezu alle Interviewpartner erklären, sofern sie Bedarf hätten, 
auch dienstliche Hilfsangebote in Anspruch nehmen zu wollen. Dies sei bislang 
aber noch nicht erforderlich gewesen. Alle Interviewpartner berichten, mit den 
auftretenden Belastungen zurecht kommen zu können. 
Ein Interviewpartner würde aus Scham dienstliche Hilfsangebote nicht in Anspruch 
nehmen, da er „einen dienstlichen Ruf zu verlieren habe“. Alle anderen haben 
diesbezüglich keinerlei Bedenken. 
Es ist festzustellen, dass sich in allen Fällen die Inanspruchnahme von Hilfe auf 
Gespräche mit Kollegen und im privaten Bereich beschränkt. 
Dies unterstützt die Annahme, dass diese soziale Ressource den bedeutendsten 
Faktor im Umgang mit den eigenen Emotionen darstellt. 
Obwohl in keinem Fall andere Hilfe stattgefunden hat, wird diese von nahezu allen 
Interviewpartnern nicht bemängelt. 
 
 
3.3 Erwartete Hilfestellungen 

In diesem Zusammenhang wird besonders betrachtet, welche en Hilfsangebote 
genau in Anspruch genommen werden würden bzw. wie die konkreten Erwar-
tungen an Hilfe aussehen. Ferner soll deren Wirksamkeit eingeschätzt werden. 
 
Alle Interviewpartner erwarten von ihren Kollegen, dass diese durch 
Gesprächsbereitschaft Hilfestellung bei der Bewältigung auftretender  Belastungen 
durch tödliche Ereignisse gewähren. In diesem Kollegenkreis wird auch der 
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unmittelbare Dienstvorgesetzte, wie etwa der DAL mit einbezogen. Erwartungen 
an höhere Vorgesetzte, wie etwa den Leiter Einsatz halten sich allerdings in 
Grenzen, man glaubt nicht, dass derjenige zuständig sein könnte. 
Keiner der Interviewpartner bedauert diesen Zustand jedoch. Einige sind der 
Ansicht, dass Hilfe bzw. Unterstützung von 
Vorgesetzten als Einmischung angzuehen 
und abzulehnen ist. Gleichwohl sind die 
übrigen Interviewpartner der Ansicht, dass 
Vorgesetzte bei auftretendem Handlungsbe-
darf zur Problembewältigung auch Hilfestel-
lungen geben würden. Es muss aber dem 
einzelnen Polizeibeamten überlassen bleiben, diesen Bedarf an vorgesetzte 
Stellen heran zu tragen. In einem Fall wird jedoch befürchtet, dass eine 
Offenbarung von psychischen Problemen im dienstlichen Bereich auch dienstliche 
Nachteile nach sich ziehen könnte. Dieses Problem wird ansonsten nicht gesehen. 
Von nahezu allen Interviewpartnern wird erwartet, dass die Organisation Polizei 
auch institutionalisierte Hilfsangebote zur Verfügung stellt und dass die 
Inanspruchnahme dieser als selbstverständlich angesehen und akzeptiert wird. 
Ein grundsätzlich quasi automatisches Anbieten von Hilfe an Polizeibeamte, die 
regelmäßig oder in besonders schockierender Art und Weise mit tödlichen 
Ereignissen in Berührung kommen, wird von nahezu allen Interviewpartnern 
abgelehnt. Es wird die Ansicht vertreten, dass dies freiwillig und von den 
betroffenen Polizeibeamten aus erfolgen muss. Verpflichtungen in jeder Art und 
Weise werden abgelehnt. 
Es kann festgestellt werden, dass nahezu alle Interviewpartner Erwartungen an 
die Organisation Polizei haben. Hilfe von außen spielt dabei eine nachgeordnete 
Rolle. Vornehmlich sollten Hilfsangebote aus dem internen Bereich erfolgen, 
wobei auch andere Hilfsangebote von außen grundsätzlich positiv bewertet 
werden. In wenigen Fällen herrscht eine grundsätzlich ablehnende Haltung 
gegenüber Hilfsangeboten außen stehender Institutionen. 
Fraglich bleibt, warum die unbedingte freiwillige Inanspruchnahme von 
Hilfsangeboten so stark herausgestellt wurde. Inwieweit hier Rollenselbst- und 
Fremdbilder gerade in Bezug zur Bewältigung von Extremereignissen Bedeutung  
haben, kann vermutet werden. Solange Erwartungen bestehen, dass ein 
Polizeibeamter keine Schwächen hat, Gefühle, besonders Ängste nicht zeigen 
darf, in seinem Beruf immer den Überblick behalten muss, Probleme selbst gelöst 
werden oder nicht vorhanden sind (Anm.: werden nicht wahrgenommen?) 
Vertrauen zu Vorgesetzten „gefährlich ist“ und wer Schwächen zeigt, ausgegrenzt 
wird oder Nachteile erfährt, solange ist es für Betroffene schwer Hilfe zu 
bekommen, anzunehmen oder aber als nicht betroffener Kollege anzubieten. 
Hier zeigen sich die Interviewergebnisse im Hinblick auf Erwartungen zur Hilfe und 
bisher geübtem eigenen Umgang widersprüchlich. 
 
3.4 Wünsche nach Veränderung 

Hier interessiert besonders, welche genauen Veränderungen betroffene 
Polizeibeamte sich in der Zukunft wünschen. Dieses soll insbesondere 
Erwartungen an den Aus- und Fortbildungsbereich der Organisation Polizei sowie 
andere Veränderungsaspekte ausleuchten. 
 

„...Ich wünsche mir da mehr  
Unterstützung von Kollegen 
und Vorgesetzten, da von der 
Seite meist gar nichts kam ...“ 
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Nahezu alle Interviewpartner haben die Vorstellung, dass sich im dienstlichen 
Umgang mit dem Thema Tod etwas ändern müsste. Es herrscht das allgemeine 
Bewusstsein vor, dass Handlungsbedarf besteht. Konkrete Wünsche zu 
Veränderungen bzw. Vorstellungen zu Hilfskonzepten können aber nicht benannt 
werden. Vielmehr wird angegeben, dass man den Umgang mit dem Tod im Laufe 
der Zeit lernen müsse. Und das ginge nun einmal nur, wenn man mit dem Tod 
konfrontiert wird. 
Im Rahmen der Ausbildung wird von allen Interviewpartnern die Erwartung 
geäußert, dass das Thema Tod thematisiert wird. Hierbei wird es aber als 
schwierig angesehen, gerade Berufsanfänger auf die Konfrontation mit dem Tod 
vorzubereiten. Dies kann sich zum einen auf die Vermittlung von Fachwissen zur 
Bearbeitung solcher Ereignisse beschränken und zum anderen auf der Tatsache  
beruhen, dass der Umgang mit dem Tod nach Aussage der Befragten zum 
„Anforderungsprofil“ des Polizeiberufes gehört, „man eigentlich nur durch die 
Praxis lernt“ und „sich nicht  wirklich  in der Ausbildung darauf vorbereiten kann.“ 
„Learning by doing“ ist in diesem Zusammenhang ein häufig genanntes 
Schlagwort  
Es ist festzustellen, dass der grundsätzliche Wunsch nach Veränderungen 
vorhanden ist und Handlungsbedarf gesehen wird. Fehlende eigene Ideen 
könnten ein Ausdruck der Verdrängung des eigenen Umganges mit dem Thema 
Tod sein. Die Auseinandersetzung findet nicht statt und so können auch keine 
konkreten Vorstellungen eingebracht werden. 
 
 
3.5 Weiche Faktoren 

Unter „weichen Faktoren“ ist das subjektiv wahrgenommene Verhalten der 
einzelnen Interviewpartner in den Gesprächssituationen zu verstehen. Wie haben 
sie auf die Fragen reagiert? Welche Einstellung zum Thema kann in das Verhalten 
interpretiert werden? 
Von besonderem Interesse ist hier, wie die Interviewer das Befragtenverhalten 
persönlich wahrnehmen und einschätzen. Antwortverhalten, Gestik, Mimik  (auch 
andere non - verbale Signale), emotionale Haltung, Anspannung, Betroffenheit, 
sollen mit bewusster Aufmerksamkeit beobachtet werden. Interpretationen dazu 
sind jedoch grundsätzlich Momentaufnahmen. Sie können auch Fehlerquellen 
beinhalten, die in der Person des Interviewers liegen. 
 
Die Gesprächsatmosphäre ist in allen Interviewsituationen als kollegial und betont 
locker zu charakterisieren. Anfangs war das Antwortverhalten in nahezu allen 
Fällen von Zurückhaltung und Skepsis gegenüber dem Thema geprägt. 
Der Umgang mit tödlichen Ereignissen wird laut den Aussagen der Interviewer 
versachlicht. Selbst die Aussagen während der Interviews waren sehr sachlich 
und wenig emotional geprägt. Dies wurde besonders in der Formulierung der 
Aussagen deutlich. Es wurde selten in der Ich-Form gesprochen. Die Mehrzahl der 
Interviewpartner neigte zu Formulierungen in der dritten Person Singular. Auf viele 
Fragen wurde sehr ausschweifend geantwortet - gerade in Situationen der 
sachlichen Schilderung von erlebten Ereignissen. Fragen nach eigenen 
Emotionen  wurden grundsätzlich sehr kurz und oberflächlich beantwortet. Hier ist 
der Eindruck erweckt worden, dass die erkannte emotionale Tiefe der 
Fragerichtung (bewusst ?) umgangen wurde. Es ist festzustellen, dass es den 
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Interviewern in keinem Gespräch gelungen ist, dieses Verhalten der 
Interviewpartner aufzunehmen und die dahinter liegende z.T. tiefe Betroffenheit 
verbalisieren zu lassen. 
Auffallend war, dass ein Großteil der Interviewpartner Antworten bereits vorweg 
genommen hat, obwohl die Fragestellung sich noch nicht darauf bezogen hat. So 
wurde beispielsweise auf die allgemeine Frage nach dem einschneidendsten 
Erlebnis mit der Aussage „Ich habe keine Probleme mit dem Tod und auch nicht 
mit Toten“ geantwortet. Die Antworten wurden sehr überlegt gegeben, d.h. die 
Interviewpartner haben sich bei der Beantwortung der Fragen Zeit gelassen. Alle 
Interviewpartner haben erkennbar Wert darauf gelegt, den aus ihrer Sicht 
problemlosen Umgang mit dem Tod auch in den Gesprächsablauf darstellen zu 
können.
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4. Auswertung der Gespräche mit Experten  

4.1 Vorstellung der Tätigkeitsbereiche 

Sozialwissenschaftlicher Dienst  
- SWD - 

 
Existenz: Seit 1994  
 
Organisation/ 
Angliederung:  Zentraler Dienst des Bildungsinstitutes der Polizei  
 Niedersachsen in Hannover (LBPN) mit regionalen  
 Beratungsstellen 
 
Aufgaben: - Koordination der Zusammenarbeit mit den regionalen  
   Beratungsstellen 
 - Supervision 
 - Unterstützung der Dienststellen bei  
   Personalentwicklungsmaßnahmen   
 - Krisenintervention bei großen Lagen 
 - Erstellung sozialwissenschaftlicher Konzepte 
 
Zuständigkeit:  Land Niedersachsen 
 
Der Sozialwissenschaftliche Dienst (SWD) ist zuständig für: 
 
•Einsatzberatung bei Großeinsätzen 
•Entwicklung sozialwissenschaftlicher Konzepte 
•Methodenunterstützung in besonderen Fällen 
•fachliche Koordinierung für die RBS 
•Unterstützung der zentralen Fortbildung 
•Supervision in besonderen Fällen 
 
Der SWD besteht aus einem Leiter, drei Angestellten und drei Polizeibeamten. Die 
Mitarbeiter weisen Abschlüsse als Diplompädagoge, Soziologe, Psychologe und 
Diplomsupervisor vor. 
Grundsätzlich wird er nur auf Antrag bzw. Weisung des MI tätig. Der Meldeweg 
der Intervention sieht ein eigeninitiatives Arbeiten nicht vor, da für alle Projekte ein 
Kostenträger erforderlich ist. Bei eventuellem Konfliktmanagement werden die 
Kostenträger von außerhalb der Organisation gewählt; hierbei muss vom SWD 
lediglich der Bedarf und die originäre Zuständigkeit festgestellt werden. Innerhalb 
des SWD sind die Mitarbeiter frei in ihrer Aufgabenbewältigung. 
Der SWD bleibt als landesweite Servicedienststelle organisatorischer Bestandteil 
des BIPNI. Der SWD ist sehr sensibel, was die Zuständigkeit angeht. Er ist darauf 
bedacht, sich nicht „ausnutzen“ zu lassen. Sofern in Gesprächen festgestellt wird, 
dass ein Krankheitsfall vorliegt, wird an einen Arzt oder Psychologen verwiesen, 
z.B. in Bezug auf Suchtproblematik. Die Mitarbeiter des SWD können weder 
Zeugnisverweigerungsrecht noch Schweigerecht in Anspruch nehmen. Bei 
eventuellem Bedarf wird an den Polizeiarzt oder Pastor verwiesen. 
Als Ziele stehen Unterstützungsleistungen bei der Bewältigung polizeilicher 
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Einsatzlagen sowie bei organisatorischen und persönlichen Problemsituationen im 
Vordergrund. Dies geschieht durch gesprächsorientierte Problemanalyse, 
Supervision, Seminare, Beratung, Krisenintervention oder das Verweisen an 
Schuldnerberater, Suchthelfer etc. 
Öffentlichkeitsarbeit betreibt der SWD sowohl durch landesweite Versendung von 
Informationsblättern als auch durch Präsenz im Intranet der Polizei. Einen 
erheblichen Anteil am Bekanntsheitsgrad hat zudem die Mundpropaganda. 
 
 

Regionale Beratungsstelle  
- RBS - 

 
Existenz:   Seit Januar 2001 
 
Organisation/ 
Angliederung:  Bei den Dezernaten 303 der Bezirksregierungen 
 
Aufgaben :  - Krisenintervention 
  - Beratung in persönlichen Problemsituationen 
  - Konfliktmanagement und Coaching 
  - Unterstützung dezentrale Fortbildung 
 
Zuständigkeit:  RBS Hannover:  
   BR Hannover 
   I. BPA 
   PATBNI 
   FHS 
 
  weitere RBS: siehe Anhang 
 
Mit Erlass des MI vom Januar 2000 wurden die Polizeibehörden verpflichtet, in 
ihrem Zuständigkeitsbereich Beratungsstellen einzurichten. Im Januar 2001 nahm 
die Regionale Beratungsstelle Hannover ihren Dienstbetrieb auf. 
Die Beratungsstellen werden u.a. in folgenden Fällen tätig : 
 
•Krisenintervention (Vier Tote bei VU und dann nach Hause....?; Am Geburtstag 

der Tochter eine Vergewaltigung aufnehmen ?) Hier leisten die Kollegen der 
Regionalen Beratungsstellen Hilfestellung bei Nach– und Aufbereitung solcher 
Einsätze, z.B. in Form von strukturierten Gesprächen. 

•Beratung in persönlichen Problemsituationen (Tod eines nahen Angehörigen..?; 
Kind schwer krank ..?; Seit Wochen in der Ermittlungsgruppe – Stunden ohne 
Ende ..?; Immer wenn eine bestimmte Kollegin den Raum betritt, gehen die 
anderen wortlos raus und Du weißt nicht, wie Du Dich verhalten kannst ?; Die 
nächste Klausur naht, die Prüfungsangst steigt.. ?) 

Privates und Dienstliches ist nicht immer voneinander zu trennen. Hier können die 
Mitarbeiter in den Regionalen Beratungsstellen den Kolleginnen und Kollegen 
helfen, schwierige Lebenssituationen zu bewältigen. 
Die Mitarbeiter in den Beratungsstellen verstehen sich als helfende und beratende 
Kolleginnen und Kollegen. Sie verfügen über Ausbildung in den Bereichen 
Supervision und sind Verhaltenstrainer sowie Trainer für Stress- und 
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Konfliktbewältigung. Zudem bilden sich die Kolleginnen und Kollegen in privaten 
Fort– und Weiterbildungsmaßnahmen bis hin zum nebenberuflichen Studium 
weiter. 
Dabei ist festzustellen, dass im Hinblick auf die Beratung von Kollegen vor Ort 
eine Kontaktaufnahme mit den Beratungsstellen noch zu selten stattfindet. Die 
Regionalen Beratungsstellen stehen in stetigem Informations– und 
Erfahrungsaustausch sowohl untereinander, als auch mit dem SWD und 
gewährleisten dadurch auch eine Reflexion des Bedarfs vor Ort. 
 
 

Präventionsprogramm Polizei – Sozialarbeit  
- PPS - 

 
Existenz:   Seit August 1979, durch den damaligen Justizminister  
  Schwindt ins Leben gerufen 
 
Organisation/ 
Angliederung:  Bei der PD Hannover, Dez. V 2 
 
Aufgaben:  Psychosoziale Unterstützung bei polizeilichen Einsätzen, 
  Betreuung, Gespräche, Krisenintervention 
 
Zuständigkeit:  Bereich PD Hannover, 
  in Ausnahmefällen auch regionale Zuständigkeit 
 
Das Team von PPS setzt sich aus acht ausgebildeten Diplom-SozialarbeiterInnen 
zusammen. Alle Mitarbeiter sind für das Critical Incident Stress Management 
(CISM) ausgebildet. Des Weiteren verfügen einige Mitarbeiter über zusätzliche 
Qualifikationen. So ist beispielsweise ein Mitarbeiter auch Diakon und hat eine 
sozialpsychiatrische Zusatzausbildung. 
PPS leistet Soforthilfe durch Sozialarbeit in Form von Krisenintervention, Beratung 
und Kurzzeitbetreuung. Alles was darüber hinaus geht, wird an die zuständigen 
Beratungsstellen übergeben. Die Aufgaben von PPS sind u.a. das Überbringen 
von Todesnachrichten, die Betreuung der Angehörigen Verstorbener (nach Unfall, 
erfolgloser Reanimation, plötzlichem Kindstod, Suizid). Auch die Betreuung 
suizidgefährdeter Personen ist ein wichtiger Bestandteil der Arbeit. 
Um helfen zu können, müssen die Mitarbeiter von PPS natürlich erst Kenntnis von 
einem Fall erlangen. In 90 % der Fälle haben die Klienten zuvor Kontakt mit der 
Polizei gehabt. Entweder werden die betroffenen Personen dann von den 
Polizeibeamten auf PPS und deren Hilfsangebote hingewiesen oder die 
Polizeibeamten fordern PPS gleich an, um vor Ort tätig zu werden. Aufgrund der 
Reporte der beteiligten Polizeibeamten werden die Mitarbeiter von PPS auch in 
Eigeninitiative tätig. 
PPS arbeitet sehr eng mit der Polizei zusammen, und dieses ist eine sehr wichtige 
Kooperation. Die anfängliche Skepsis – auch von Seiten der Polizei – ist einem 
hohen Maß an Akzeptanz gewichen. Gerade damit dieses so bleibt bzw. sich noch 
verbessert, ist Öffentlichkeitsarbeit für PPS ganz wichtig. 
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Deutsche Bahn AG – Servicebereich Psychologie  
- psychologischer Dienst -  

 
Existenz:   In dieser Form seit den 80er Jahren 
 
Organisation/ 
Angliederung:  DB Gesundheitsservice GmbH (Tochtergesellschaft der  
  DB AG) mit regional zuständigen Gesundheitszentren;  
  hier: Gesundheitszentrum Nord in Hannover 
 
Aufgaben:   - Mitarbeiterbetreuung nach traumatischen Erlebnissen 
  - Durchführung psychologischer Eignungstests 
  - Ermittlung herausragender Fähigkeiten (Führungs- 
      kompetenzen u.ä.) 
  - Seminare verschiedener Art 
  - Therapie 
 
Zuständigkeit: Gesundheitszentrum Nord für Norddeut schland, 
weitere  Gesundheitszentren über ganz Deutschland v erteilt 
 
Mitarbeiter des psychologischen Dienstes sind Betriebsärzte, Psychologen, 
Sozialarbeiter und intern fortgebildete Mitarbeiter (Laienhelfer). 
Zu den Aufgaben des Dienstes gehört neben der Mitarbeiterbetreuung nach 
traumatischen Erlebnissen auch die Durchführung psychologischer Eignungstests 
zur Einstellung (Eignungsdiagnostik), das Ermitteln überfachlicher Kompetenzen 
(u.a. für Führungspositionen und Führungskräftenachwuchs) und Mitarbeiter-
gutachtenerstellung, sowie das Angebot von Seminaren verschiedener Art. Die 
Sozialarbeiter, Ärzte und Psychologen bewerben sich nach externer Ausbildung 
beim Psychologischen Dienst der DB AG. 
Auf jeder Dienststelle der DB gibt es zwei sogenannte Laienhelfer, die für erste 
Gespräche zu Verfügung stehen. Die Ausbildung der Laienhelfern (Lokführer, 
Lehrlokführer, vorgesetzte Teamleiter und Betriebsratsangehörige) erfolgt in 
einem dreitägigen Seminar und geschieht auf freiwilliger Basis. Kommt es zu 
einem tödlichen Bahnunglück, werden die Helfer informiert und treten spätestens 
zwei Tage nach dem Vorfall an den betroffenen Lokführer heran. Sie stellen also 
den ersten Kontakt her und bieten Betreuung in Form eines Gespräches an. Zeigt 
sich bei diesen Gesprächen, dass der betroffene Lokführer die Ereignisse gut 
verarbeitet, bleibt es bei dieser Form der Betreuung.  
Zeigt sich jedoch, dass die Kompetenzen des Laienhelfers überschritten werden, 
stellt dieser den Kontakt mit den DB-Psychologen her. Diese versuchen dann in 
fünf bis sieben Sitzungen das Problem zu bearbeiten. Bleibt auch dies ohne 
Erfolg, wird die Person an außenstehende Psychologen oder in eine Langzeit-
therapie vermittelt. Die Kosten dafür übernimmt die DB AG, da es sich um einen 
Dienstunfall handelt. Alle Maßnahmen verlaufen auf freiwilliger Basis. 
Der psychologische Dienst veranstaltet Seminare verschiedener Art, so u.a. auch 
in der Ausbildung der Lokführer zweitägige Seminare über Stressbewältigung. 
Dabei wird auch darauf eingegangen, welche Hilfsangebote die Lokführer nach 
traumatischen Ereignissen in Anspruch nehmen können. 
Interne Öffentlichkeitsarbeit in der Organisation wird dadurch gewährleistet, dass 
die Lokführer schon in ihrer Ausbildung darüber aufgeklärt werden, an wen sie 
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sich bei Problemen wenden können und welche Hilfestellung sie erwarten können 
(Möglichkeiten des psychologischen Dienstes). 
 
 

Berufsfeuerwehr Stadt Hildesheim  
- Feuerwehrseelsorger -  

 
Existenz:    Zusammenarbeit des evangelischen Seelsorgers mit  
   der Berufsfeuerwehr seit ca.1989 
Organisation/ 
Angliederung:   Ev. Seelsorger der Martin-Luther-Gemeinde, Hildesheim  
 
Aufgaben:   - Einbindung in Aus- und Fortbildung, Einsatzbegleitung 
  - Aufbau und Unterstützung einer psychosozialen  
    Notfallversorgung an der Einsatzstelle 
  - Begleitangebote an Helfer, Betroffene und   
      nahestehende Menschen 
  - Einsatznachsorge direkt nach dem Einsatz vor Ort  
    (Defusing) bzw. in den Tagen und Wochen nach dem  
    Einsatz in geregelten Gesprächen (z.B. Debriefing) 
  - Vermittlung weitergehender psychologischer oder  
    psychatrischer Begleitung sowie juristische oder  
    finanzielle Unterstützung 
 
Zuständigkeit:  Berufsfeuerwehr der Stadt Hildesheim und Freiwillige  
  Feuerwehren im Umkreis von Hildesheim  (im 
  Nebenamt) 
 
Feuerwehrseelsorger arbeiten bei den Feuerwehren in ihren zugewiesenen 
Gemeinden. Nebenamtlich tätige Feuerwehrseelsorger durchlaufen im Rahmen 
ihrer Ausbildung eine interne Fortbildung als Notfallseelsorger. 
In Rahmen von größeren Schadensereignissen bzw. bei besonders belastenden 
Einsätzen wird der Feuerwehrseelsorger über die Feuerwehrleitstelle direkt 
verständigt. Die Feuerwehrseelsorger sind größtenteils rund um die Uhr 
erreichbar. Bei größeren Schadensereignissen übernimmt der Referent der 
Feuerwehrunfallkasse Niedersachsen (s.u.) ebenfalls die notfallseelsorgerische 
Einsatzbegleitung. 
Einsatzbegleitung und Einsatznachsorge findet bei größeren Schadensereignissen 
im Normalfall auf Anforderung durch die Feuerwehrleitstelle statt. Die 
Notfallseelsorger arbeiten im Katastrophenfall (z.B. ICE-Unglück in Eschede) auch 
eigeninitiativ und warten nicht auf eine Anforderung durch die Feuerwehrleitstelle. 
Belastende Situationen im Alltagsgeschehen können per Anfrage durch betroffene 
Mitarbeiter und Vorgesetzte begleitet werden. 
Präventiv werden Feuerwehrseelsorger bereits in der Aus- und Fortbildung tätig. 
Hier werden Themen wie Stressfaktoren im Einsatz, Trauerreaktionen, posttrau-
matische Belastungsstörungen, Formen der Einsatzbegleitung und Einsatz-
nachsorge u.a. vorgestellt und erörtert. 
Im Rahmen der Einsatzbegleitung bieten sie Aufbau und Unterstützung einer 
psychosozialen Notfallversorgung an der Einsatzstelle an. Angebote richten sich 
an Helfer, Betroffene und ihnen nahestehenden Personen.  
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Die Feuerwehrseelsorger bieten direkt nach dem Einsatz vor Ort weitere 
Gespräche und Kontakte (Defusing) an. In den Tagen und Wochen nach dem 
Einsatz stehen sie weiter für verarbeitende Gespräche (u.a. Debriefing) zur 
Verfügung. Darüber hinausgehende Unterstützungen können durch sie vermittelt 
werden. 
 
 

Feuerwehr-Unfallkasse Niedersachsen (FUK-Nds.)  
- Referat für Soziale Prävention und Rehabilitation  - 

 
Existenz:   - seit ca. 10 Jahren Zusammenarbeit mit   
      psychotherapeutischen und medizinischen Fachleuten  
      und mit der Feuerwehrseelsorge 
  - Verstärkung dieser Kooperation nach dem ICE-  
    Unglück in Eschede und Einrichtung eines Referenten 
    für soziale Rehabilitation 
Organisation/ 
Angliederung:   Träger der gesetzlichen Unfallversicherung der  
   Freiwilligen Feuerwehr und der Feuerwehrangehörigen  
   im  Angestelltenverhältnis 
 
Aufgaben:  - Konzept der Prävention – Begleitung – Nachsorge 
  - Bereitstellung von Schulungs- und Informationsmaterial  
      für Aus- und Fortbildung bzw. autodidaktische  
      Erarbeitung von speziellen Themen 
  - Stellung eines Dozenten auf Anforderung 
  - Feste Einbindung von Vorträgen in Führungslehrgänge 
  - Seminare und Infoveranstaltungen im Kreis und Bezirk 
  - Bei größeren Schadensereignissen Einsatzbegleitung  
      durch den Referenten 
  - Einsatznachsorge für Einzelne und Gruppen 
  - Vermittlung von Fachleuten 
 
Zuständigkeit:   Einsatzbereich des Referenten für Soziale Rehabilitation  
  ist Gesamtniedersachsen 
 
Die Feuerwehrunfallkasse Niedersachsen (FUK-Nds) und der 
Landesfeuerwehrverband Niedersachsen (LFV Nds.) haben seit langem die 
Notwendigkeit psychologisch-seelsorgerischer Unterstützung der Feuerwehr 
erkannt und kooperieren in diesem Bereich u.a. mit kirchlichen Seelsorgern 
unterschiedlicher Konfessionen. Die FUK Nds. hat insbesondere nach dem ICE-
Unglück in Eschede diese Kooperation verstärkt und ihren Versicherten einen 
eigenen Ansprechpartner, den Referenten für Soziale Rehabilitation, zur Seite 
gestellt. Dieser ist hauptamtlich bei der FUK- Nds. beschäftigt. 
Die FUK-Nds. unterstützt die Arbeit der Feuerwehrseelsorger durch Schulungs- 
und Informationsmaterial; weiterhin bietet sie Seminare und Informationsveran-
staltungen an. Eine feste Einbindung besteht in den Führungslehrgängen der 
Feuerwehr. Durch die FUK-Nds. werden ebenfalls nach besonders belastenden 
Einsätzen Beratungen von Einzelnen oder Gruppen angeboten. 
Ethikunterricht ist seit 1990 fester Bestandteil in der Grundausbildung der 
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Berufsfeuerwehren. Zurzeit werden spezielle Themen in einem mehrtägigen Block 
durchgeführt. In Rahmen der Wachausbildung werden durch den 
Feuerwehrseelsorger in regelmäßigen Abständen oder auf besonderen Wunsch 
der Einsatzkräfte Themen aufgearbeitet. Durch die FUK-Nds. werden Infoblätter 
zu Themen wie Stressfaktoren beim Einsatz, psychologische Erste Hilfe oder 
posttraumatischen Belastungsstörungen veröffentlicht. Diese Infoblätter können 
für eine autodidaktische Aufarbeitung der Themen herangezogen werden. 
 
 

Die Johanniter  
 
Existenz:   Angebote zur Krisenintervention seit 1995 
 
Organisation/ 
Angliederung:  Zentraler Dienst für den Landkreis Hildesheim/  
  Landesverband Niedersachsen/ Bremen 
 
Aufgaben :  - Stationäre Pflegeeinrichtungen 
  - Ambulante Pflegedienste 
  - Hausnotruf 
  - Menüdienst 
  - Behindertenfahrdienst 
  - Aus- und Weiterbildung 
  - Kindertagesstätten 
  - Rettungs- und Sanitätsdienst 
  - Katastrophenschutz 
 
Zuständigkeit:  Land Niedersachsen/ Bremen 
 
Das Kriseninterventionsteam (KiT) besteht aus zwölf speziell geschulten 
Johannitern. Diese setzen sich zusammen aus ehrenamtlichen und 
hauptberuflichen Kräften in Ergänzung und Zusammenarbeit von / mit 
Notfallseelsorgen. Jede Dienststelle verfügt über ein eigenes KiT. 
Das KiT bietet seine Hilfsangebote bei Bedarf und Wunsch an. Nur bei massiven 
Vorfällen, die die Mitarbeiter blockieren, die Serviceleistung in Anspruch zu 
nehmen, wird seitens des KiT zu diesen Mitarbeitern Kontakt aufgenommen. 
Weiterhin ist das KiT für die Aus- und Fortbildung der Johanniter zuständig. 
Aufgabe des KiT ist das Erstellen von Gesprächsrunden individueller Art mit 
seelischem oder einsatztechnischem Schwerpunkt. Ihre Angebote bezeichnen 
sich nicht als Therapie. Sie sehen sich als Gesprächspartner mit Fachdienst-
erfahrung zum Aufarbeiten belastender Einsätze für Mitarbeiter. Zudem vermitteln 
sie zu Notfallseelsorgern und Therapeuten (Psychologen). Die Betreuung eines 
betroffenen Mitarbeiters dauert maximal vier Wochen. 
Kernpunkte des Angebots sind: 

- Offenheit nach innen - Gefühle zeigen können 
- Verschwiegenheit nach außen - eigene Grenzen erkennen 
- Ehrlichkeit  

Die Mitarbeiter des KiT sowie die Johanniter allgemein können ständige 
Fortbildungen und Schwerpunktausbildungen in Anspruch nehmen. Die Existenz 
des KiT ist grundsätzlich allen Mitarbeitern der Institution bekannt. 
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Gemeinsame Elterninitiative plötzlicher Säuglingsto d e.V. 
- GEPS - 

 
Existenz:    Seit ca. 20 Jahren 
 
Organisation/ 
Angliederung:  - Bundesweiter eingetragener Verein 
  - Bundesgeschäftsstelle in Hannover 
  - Weitere Landesverbände in anderen Bundesländern 
 
Aufgaben:   - Betreuung von plötzlichem Säuglings-/ Kindstod betrof- 
    fener Eltern durch Gruppen- und Einzelgespräche in  
  - Zusammenarbeit mit Seelsorgern, Ärzten und Psycholo- 
    gen 
 
Zuständigkeit: - Selbsthilfegruppe 
  - Selbstständig tätig werdender Verein für betroffene  
    Eltern, bundes- und landesweit 
 
Die GEPS ist ein Zusammenschluss betroffener Eltern, die gemeinsam das 
Schicksal des plötzlichen Säuglingstodes oder Kindstodes teilen und so anderen 
betroffenen Eltern helfen. Die Mitgliederanzahl kann nicht genau beziffert werden, 
da ständig neue betroffene Eltern zu den GEPS-Gruppen kommen und andere 
wiederum den Verein verlassen. Alle Mitglieder sind ehrenamtlich tätig. Da sie 
über keinerlei psychologische Ausbildung verfügen, arbeiten sie in der Betreuung 
mit Ärzten, Seelsorgern und Psychologen zusammen. 
Die GEPS wird nicht eigeninitiativ tätig, sondern nach Kontaktaufnahme durch be-
troffene Eltern. Sie ist über die Bundesgeschäftsstelle in Hannover und die Lan-
desverbände erreichbar. Zudem kann der Vorstand der GEPS jederzeit über de-
ren Privatnummern erreicht werden. Regelmäßige Geschäftszeiten gibt es nicht.  
Im Raum Hannover findet alle sechs Wochen in der Familienbildungsstätte eine 
Gesprächsrunde statt, in der aktive Trauerarbeit geleistet wird. In regelmäßigen 
Abständen werden auch Referenten, z.B. Kinderärzte, Psychologen oder 
Seelsorger, zu diesen Gesprächsrunden eingeladen, die dann über bestimmte 
oder von den betroffenen Eltern gewünschte Themen informieren. Als 
Themenfelder seien beispielhaft Trauer oder Geschwisterkinder genannt. Die 
Teilnahme sowie die Gesprächsbeteiligung beruht auf Freiwilligkeit. Die Dauer der 
Teilnahme ist unbegrenzt. Durch diese Gesprächsrunden findet ein Geben und 
Nehmen statt, von dem jeder profitiert. Können die GEPS den betroffenen Eltern 
auch durch Gespräche nicht weiterhelfen, werden diese an Psychologen und 
Seelsorger verwiesen, so dass sie auch in diesen Fällen mit ihrem Schicksal nicht 
allein gelassen. 
Die GEPS betreiben Öffentlichkeitsarbeit, indem sie Broschüren bei Kinderärzten, 
Notärzten, Seelsorgern und der Polizei auslegen. Diese werden den betroffenen 
Eltern im konkreten Fall ausgehändigt. Hinzu kommt die Nutzung des Mediums 
Internet sowie die Werbung auf Messen und in Zeitungsannoncen. Zuletzt leben 
die GEPS auch von Mundpropaganda, die für jede Organisation und jeden Verein 
wichtig ist.  
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4.2 Ergebnisse der Gespräche mit polizeiinternen Exp erten 

Die polizeiinternen Organisationseinheiten arbeiten nach der Methode des „Critical 
Incident Stress Managment“ (CISM) entwickelt von Mitchell und Everly (s. weiter-
führende Literatur), deutsch „Stressbearbeitung nach belastenden Ereignissen“ 
(SbE) und betreiben regelmäßige Fortbildung, um effizient und kompetent Hilfe 
anbieten zu können. 
Im Rahmen der Auswertung der einzelnen Gespräche haben sich bei PPS, RBS 
und SWD Gemeinsamkeiten herausgestellt. Alle Mitarbeiter besitzen ein 
abgeschlossenes Studium, so dass es sich bei jedem Mitarbeiter um einen 
diplomierten Sozialarbeiter, bzw. Psychologen oder Supervisor handelt. Des 
Weiteren sind alle Mitarbeiter in dem Critical Incident Stress Management ( CISM ) 
ausgebildet. 
Jede der einzelnen Organisations-
einheiten setzt sich regelmäßig mit 
ähnlichen oder gleichartigen Stellen 
zusammen, damit ein Erfahrungs-
austausch zwecks Verbesserung der 
Hilfsangebote stattfinden kann. Um den 
Umgang der eigenen persönlichen 
Betroffenheit besser verarbeiten zu können, finden innerhalb der einzelnen 
Institutionen Gespräche und dadurch die eigene Psychohygiene statt. 
Von „Klienten“, also betroffenen Kollegen, die mit belastenden Ereignissen 
konfrontiert waren, wurde die Hilfe angenommen und als positiv empfunden. 
 
Trotz der schon regelmäßig stattfindenden Treffen der Organisationseinheiten  
untereinander wünschen sich die Mitarbeiter einen erweiterten 
Erfahrungsaustausch. Dieser sollte externe Institutionen einbeziehen und 
länderübergreifend stattfinden, um andere, möglicherweise übertragbare Konzepte 
kennen zu lernen. 
Alle Organisationseinheiten waren sich einig, dass trotz einer Steigerung des 
Bekanntheitsgrades die Hilfe nicht immer in Anspruch genommen wird: In vielen 
Fällen erhalten ihre Mitarbeiter nur durch Zufall Kenntnis von relevanten 
Ereignissen. Es besteht daher der Wunsch, über alle diese Ereignisse in Kenntnis 
gesetzt zu werden, denn die fachkundige Hilfe sollte schnellst möglich angeboten 
werden, um eine spätere Traumatisierung zu verhindern. 
Des Weiteren wünschen sich die Angehörigen von SWD und RBS bei den 
Vorgesetzten einen Umdenkungsprozess bezüglich des Themas Tod und seiner 
Verarbeitung. Die Verantwortung gegenüber den Mitarbeitern verpflichtet 
Vorgesetzte zur Nachbereitung bestimmter Todesfälle. Die Inanspruchnahme 
fachlich kompetenter Beratung darf nicht als Schwäche ausgelegt werden. Die 
Enttabuisierung des Themas ist anzustreben. 
Die Erfahrung zeigt, dass sogar nicht direkt betroffene Kräfte , z.B. Funksprecher, 
in eine fachlich betreute Stressbewältigung nach belastenden Ereignissen mit 
einbezogen werden müssen: zum einen, weil selbst der indirekte Kontakt mit dem 
Tod Belastungsstörungen hervorrufen kann; zum anderen, weil die 
gemeinschaftliche Aufarbeitung des Problems  eigene Handlungskompetenzen 
und -alternativen erweitert. 
 
 

„...Aber ich wusste nicht, ob der Dienst 
überhaupt hier  für uns in Hildesheim 
zuständig ist. Sowas ist zu uns 
jedenfalls nicht durchgedrungen ...“ 
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4.3 Ergebnisse der Gespräche mit externen Experten 

Im Rahmen der Gesprächsauswertung der externen Institutionen konnten zwei 
unterschiedliche Konzepte – die -(Zusammenarbeit mit Laienhelfern und mit 
Notfallseelsorgern - festgestellt werden. Vor- und Nachteile dieser Konzepte sollen 
hier kurz vorgestellt werden. 
 
4.2.1 Laienhelferkonzept der DB AG und Johanniter 
VORTEILE DES LAIENHELFERKONZEPTES 

Da es sich bei den Laienhelfern um Kollegen handelt, die größtenteils selbst die 
gleichen Erfahrungen gemacht haben, fühlen sich Hilfesuchende verstanden. Des 
Weiteren erfolgt die Hilfe in Form eines kollegialen Gespräches. Die 
Hemmschwelle, das Angebot eines solchen Gespräches zu nutzen, ist wesentlich 
geringer, als sich zu einem Psychologen zu begeben (Vorurteile - „die Anderen 
könnten einen für verrückt halten“). Daraus resultiert, dass dieses System bei den 
Mitarbeitern eine hohe Akzeptanz erfährt. 
Kommen die Laienhelfer zu dem Schluss, dass professionelle Hilfe durch 
Psychologen oder Notfallseelsorger notwendig ist, werden die Betroffenen an die 
entsprechenden Stellen vermittelt und dort weiter betreut. 
Die Erfahrungen haben gezeigt, dass seit Einführung des Systems die Zahlen der 
Suizide, Frühpensonierungen, etc. in dem betroffenen Personenkreis deutlich 
zurückgegangen sind. Des Weiteren ist das Laienhelfersystem eine 
kostengünstige Methode, den Mitarbeitern Hilfe zu geben, da es sich um intern 
fortgebildete Mitarbeiter handelt, die dem normalen Dienstgeschäft nachgehen. 
Die Hilfe kann auch aus diesem Grund zeitnah erfolgen, da sich die Laienhelfer 
auf jeder Dienststelle befinden und somit theoretisch immer jemand ansprechbar 
ist. Die Laienhelfer der Johanniter übernehmen auch die Angehörigenbetreuung, 
wenn z.B. ein Mitarbeiter im Dienst verstirbt oder starke Probleme hat, die sich 
auch auf die Familie auswirken. 
 
NACHTEILE DES LAIENHELFERKONZEPTES 

Der heutzutage ohnehin vorherrschende Personalmangel durch Sparmaßnahmen 
wird dadurch noch geschürt, dass Mitarbeiter für die Fortbildung in Seminaren  
abgezogen werden. Auch für die freiwilligen Laienhelfer kommt es oft zu Doppel-
belastungen, da die Hilfe für die Kollegen oftmals über die Dienstzeit hinaus 
ehrenamtlich und selbstengagiert geleistet wird. 
Negative Erfahrungen konnten hingegen kaum berichtet werden. Probleme könnte 
man sich nur vorstellen, wenn Vorgesetzte als Laienhelfer fungieren. Gespräche 
würden dann wahrscheinlich nicht so offen geführt werden, da Betroffene evtl. 
dienstrechtliche Konsequenzen zu befüchten hätten. 
 
 
4.2.2 Feuerwehrseelsorge / Notfallseelsorge 
VORTEILE DER NOTFALLSEELSORGE/ FEUERWEHRSEELSORGE 

Die Zusammenarbeit mit der kirchlichen Seelsorge ist für die betroffene 
Organisation kostenneutral, da die spezielle Ausbildung von der evangelischen 
oder katholischen Kirche getragen wird. Notfallseelsorger werden in 
Fortbildungsseminaren speziell auf ihre Aufgaben vorbereitet. Im Bereich 
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Hildesheim findet durch den Feuerwehrseelsorger eine intensive Kontaktpflege 
auch außerhalb von Hilfsangeboten statt. Hierdurch hat sich im Laufe der Zeit 
auch die Haltung der Mitarbeiter gewandelt, da der seelsorgerische Aspekt nicht 
von vornherein im Vordergrund steht.  
Positive Erfahrungen wurden durch die Koordinierungsstelle (KOST) 
Einsatznachsorge zum ICE-Unglück in Eschede gesammelt. Die KOST wurde 
aufgrund der Einsatzsituation erstmalig ins Leben gerufen. Hierbei wurde perso-
nell eng mit anderen Organisationen zusammengearbeitet. Die Einsatznachsorge 
der Helfer, Opfer und Angehörigen konnte über einen Zeitraum von eineinhalb 
Jahren durchgeführt werden. 
Der Notfallseelorger in Hildesheim arbeitet weiterhin eng mit den Laienhelfern der 
Johanniter zusammen, er kümmert sich um die Supervision und die darüber 
hinaus gehende Psychohygiene der ehrenamtlichen Helfer. 
 
NACHTEILE DER NOTFALLSEELSORGE / FEUERWEHRSEELSORGE 

Der Großteil der Feuerwehrseelsorger arbeitet ehrenamtlich. Sie sind hauptamtlich 
mit der Betreuung ihrer zugewiesenen Gemeinden beschäftigt. Hierdurch kann es 
zu Doppelbelastungen im Haupt- und Ehrenamt kommen. Die Betreuung der 
betroffenen Mitarbeiter ist stark vom Eigenengagement der Seelsorger abhängig. 
Hilfsangebote werden eher angenommen, wenn die Seelsorger den Mitarbeitern 
auch persönlich bekannt sind. 
Bislang ist eine flächendeckende Sicherung der Betreuungsangebote für Helfer 
(z.B. aus Polizei, Feuerwehr oder Rettungsdiensten) durch Seelsorger nicht 
vorhanden. Ziel der Betreuung durch Notfallseelsorger sind in erster Linie die 
Opfer von Schadensereignissen im Sinne einer ersten Hilfe, nicht die Helfer. Eine 
spezielle Seelsorge an Helfern erfordert neben der erforderlichen Qualifizierung 
ein vertieftes Know-how zum jeweiligen Tätigkeitsfeld und eine An- oder 
Einbindung in deren Organisationsabläufen. Bei Großereignissen ist die 
Notfallseelsorge schnell und effizient gesichert, aber für die problematischen 
Einsätze des Alltages fehlt es oftmals an qualifizierten Angeboten für die Helfer. 
Hinzu kommt, dass die weitere Unterstützung der Betreuung gefährdet ist, da 
aufgrund der Personalsituation in der katholischen Kirche und Sparmaßnahmen in 
der evangelischen Kirche eine Aufstockung der Seelsorger zum Teil nicht möglich 
ist. 
Negativ hat sich ausgewirkt, dass das gesamte Feld der Seelsorge im Bereich der 
Notfall- und Feuerwehrseelsorge sowie die Ausbildung der Seelsorger noch nicht 
standardisiert sind. Die Ausbildung ist nicht automatisch in die normale Seelsorger 
- Ausbildung integriert. Sie erfolgt in Seminaren und Fortbildungsveranstaltungen 
unabhängiger Veranstalter nach zum Teil unterschiedlichen Qualitätsstandards.  
 
 
4.2.3 Sonderfall „Gemeinsame Elterninitiative plötz licher Säuglingstod e.V.“ 
Wie bereits vorgestellt, handelt es sich bei den GEPS um eine Selbsthilfegruppe. 
Ein Vergleich mit anderen Institutionen ist daher nicht möglich. Dennoch lohnt hier 
eine gesonderte Auswertung. 
Aus dem gemeinsam erlebten Schicksal Kindstod und dem damit selbst 
erfahrenen Leid und Kummer bildeten betroffene Eltern den Verein GEPS, um 
anderen betroffenen Eltern in der schweren Zeit Hilfe zu leisten und ihnen zur 
Seite zu stehen.  



29 

Die GEPS strebt einen größeren Bekanntheitsgrad an, so dass noch mehr 
betroffenen Eltern geholfen werden kann. Seitens der Polizei wünscht sich die 
GEPS einen sensibleren Umgang mit dem Thema Kindstod: Da die Polizei bei 
solchen Unglücksfällen ihren dienstlichen Vorschriften nachgehen und diese 
einhalten muß, wird oft nur rational gehandelt - das Emotionale kommt zu kurz. 
Eltern werden so in der ersten Zeit ihrer Trauer allein gelassen. Durch Fragen der 
Polizei im Rahmen ihrer Ermittlungstätigkeit kommt hinzu, dass sich die Eltern 
schuldig an dem Tod ihres Kindes fühlen. Ein höherer Bekanntheitsgrad der 
GEPS bei der Polizei könnte gegenseitiges Verständnis und die sich daraus 
ergebende Sensibilisierung für die jeweilige andere Seite bewirken. So könnte 
betroffenen Eltern geholfen werden, die von dem plötzlichen Tod des eigenen 
Kindes noch stärker betroffen sind als die eingesetzten Polizeibeamten.  
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5. Diskussion der Ergebnisse  

Im Folgenden werden die wichtigsten Ergebnisse der Studie schwerpunktmäßig 
dargestellt. Es kristallisieren sich drei Kernbereiche heraus: 
Die Ausbildung  der Beamtinnen und Beamten, der Umgang  mit dem Ereignis 
und dessen psychische Verarbeitung  sowie die Kommunikation  im Hinblick auf 
das frühzeitige Intervenieren / Helfen der Organisation nach kalendermäßiger 
Alarmierung und grundsätzlich qualitativ in Bezug auf kollegialen Umgang 
miteinander durch Vorgesetzte und Kollegen. 
 
5.1 Ausbildung 

Aufgrund ihrer Ausbildung fühlen sich die Beamtinnen und Beamten in der Lage, 
Todesfälle zumindest sach- und fachgerecht, also aus kriminalistischer Sicht, zu 
bearbeiten. 
Im Studium werden sie weiterhin einer theoretischen Schulung zum posttrau-
matischen Stress unterzogen. Das Phänomen PTSD bzw. akute Belastungs-
reaktion ist dort insofern bekannt geworden. Dieses kann als Vorbereitung und 
Präventionseinstieg gewertet werden. Eine irgendwie persönlich emotional 
geartete „praktische“ Auseinandersetzung mit dem Thema Tod erfolgt erst in der 
Praxis, quasi vor Ort, „am Fall“. 
 
Nahezu Übereinstimmung fand, dass die emotionale Verarbeitung schlecht erlernt 
bzw. vorbereitet werden könne. In diesem Zusammenhang scheinen Polizei-
beamte der Auffassung zu sein, dass „learning by doing“ die einzige Möglichkeit 
zum Erfahren, Erleben und Erlernen von Umgangsmöglichkeiten mit dem Tod sei. 
Der Wunsch, schon in der Ausbildung Genaues über den Umgang mit dem Tod im 
Beruf zu hören und zu wissen, wer in Niedersachsen ggf. Hilfestellungen für 
Polizeibeamte bereithält, besteht allerdings durchaus. 
 
In anderen Institutionen (z.B. Die Johanniter, DB AG, Feuerwehr) werden diese 
Themen in der Ausbildung durch Seminare grundsätzlich intensiver vermittelt und 
trainiert. 
Es ist zu empfehlen, mit angehenden Polizeibeamten schon in der Ausbildung 
über die Wissensvermittlung hinaus Möglichkeiten der Stressbewältigung einzu-
üben und über die internen Hilfsangebote und deren Möglichkeiten aufzuklären.  
 
5.2 Umgang und Verarbeitung 

Schon jetzt werden durch die polizeiinternen Organisationseinheiten umfassende 
Hilfsmöglichkeiten angeboten. Diese werden jedoch kaum genutzt. Dafür gibt es 
verschiedene Gründe:  
• Möglichkeiten und „das Wie“ der Interventionen und Hilfen bei der Polizei sind 

den Beamten nicht bekannt, d.h. die interne Öffentlichkeitsarbeit war bisher 
nicht erfolgreich.  

• Angst, Schwäche zu zeigen; in diesem Zusammenhang scheinen Berufsrol-
lenbilder, Selbst- und vermutete Fremdbilder einen starken Effekt zu 
verursachen. Diese Angst vergrößert noch: 

• Die Hemmschwelle „fremde und von außen kommende Hilfen in Anspruch zu 
nehmen. 
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• Es existieren durchaus auch Vorurteile und diffuse Abneigungen gegenüber 
Psychologen und ähnlichen Helfergruppen. Man möchte einem eigenen 
„professionellen“ Umgang mit diesem Thema den Vorzug geben. 

• Angst vor dienstlichen Konsequenzen. Auch wenn es keine konkreten 
Anhaltspunkte dafür gibt, so existieren Vermutungen darüber, was geschehen 
könne, wenn man einer Aufgabe dieser Art nicht gewachsen wäre. Das 
Verhältnis zu den Vorgesetzten beschränkt sich hier auf den sachlichen 
Umgang zu einem etwaigen Einsatz (siehe auch Kommunikation). Man selbst 
spricht nicht mit dem Vorgesetzten über emotionale Betroffenheit, dieser wird 
aber auch nicht einfühlend initiativ. 

• Gespräche werden bevorzugt, auch aus diesem Grunde, im hierarchiegleichen 
Kollegenkreis oder im sozialen Umfeld geführt. 

 
Entgegenwirken kann nur intensive Aufklärungsarbeit, Information und 
Enttabuisierung des Themas sowie die Arbeit an der Veränderung zentraler 
Einstellungsmuster und Rollenvorstellungen zum Beruf des Polizeibeamten Auch 
das augenscheinlich durch fehlendes Vertrauen gekennzeichnete Verhältnis 
zwischen Vorgesetztem und Mitarbeiter in diesem Themenfeld bedarf einer 
Veränderung durch Offenheit und Dialog und Einfordern von Empathie und 
Hilfeangeboten.  
Hier kann man sich ein Beispiel an externen Institutionen nehmen. Vorurteile 
werden schon frühzeitig in der Aus- und Fortbildung thematisiert. Allerdings ist der 
soziale Beruf, der Helfer für andere in Not und Krisen, implizit wohl auch aufgrund 
der eigenen Berufsrolle, eher bereit, auch für sich selbst Hilfe und Angebote zu 
akzeptieren. Umdenkungsprozesse haben schon stattgefunden bzw. erscheinen 
als nicht so schwierig. 
 
5.3 Kommunikation 

Die Kommunikation ist in zwei Bereichen verbesserungswürdig. Zum einen 
erlangen organisationsinterne Einrichtungen derzeit nur zufällig Kenntnis von 
Ereignissen, die traumatisierende Wirkungen entfalten können. Daher sollte eine 
kalendermäßige Alarmierung dieser Organisationseinheiten angestrebt werden, 
damit diese frühzeitig reagieren und daraufhin selbstständig agieren können, wie 
es bei externen Institutionen bereits üblich ist. 
Eine zeitnahe Hilfe ist unabdingbar, um einer späteren Traumatisierung oder den 
Spätfolgen einer erfolgten Traumatisierung vorzubeugen. Erfahrungen haben 
gezeigt, dass Polizeibeamte ihre Probleme zuerst verdrängten und scheinbar 
bewältigten, aber nach einer gewissen Zeit Stresssymptome wie Ess- oder 
Schlafstörungen, Albträume oder Alkoholmissbrauch aufwiesen. 
Zum anderen besteht Handlungsbedarf im Bereich der Kommunikation zwischen 
Vorgesetzten und Mitarbeitern: Probleme müssen angesprochen werden können 
und dürfen nicht als Schwächen ausgelegt werden. Voraussetzung in der 
Kommunikation zwischen Vorgesetzten und Mitarbeitern sollte absolute Offenheit 
sein, insbesondere zu diesem Thema. Vorgesetzteneigenschaften, die ein 
Mitarbeiter erwarten können muss, sind insbesondere auch Einfühlungsvermögen, 
Vorurteilsfreiheit und Kommunikationsfähigkeit.  
Dies ist ein Profil, das in Auswahlentscheidungen für Führungskräfte eine hohe 
Bedeutung haben und ein Thema, das sich unbedingt in der Fortbildung 
wiederfinden muss. 
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Inwieweit sich die Kommunikation zwischen den Beamten und Beamtinnen im 
Hinblick auf den Umgang mit Tod und Sterben qualitativ verbessern ließe, konnte 
nicht klar heraus gearbeitet werden. Insofern waren Interviewer und Interviewte im 
Ergebnis der Interviews allgemein und unklar. Eine zulässige Vermutung ist 
durchaus, dass auch hier die Fähigkeit zum Verbalisieren eigener Emotionen und 
Probleme mit dem Thema ausgebaut werden kann. Allgemeine Kommunikations-
seminare sowie themenspezifische zum Umgang mit dem Tod und mit superviso-
rischem Charakter versehen, könnten hilfreich sein. 
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6. Ausblick  

In allen polizeilichen Ebenen muss ein Umdenkungsprozess in Bezug auf das 
Tabuthema „Umgang mit dem Tod“ erfolgen. 
�

 Das Thema an sich und Probleme, die sich im Umgang ergeben können, 
müssen bereits während der Ausbildung zur Sprache gebracht werden, damit 
eine frühzeitige Sensibilisierung und Bewusstwerdung einsetzen kann und 
hinderliche Berufsrollenbilder sich nicht erst ausprägen. 

�
 In der Ausbildung sowie im täglichen Dienst muss verstärkt über die Existenz 

der Organisationseinheiten und deren Zuständigkeiten und Aufgabenbereiche 
informiert werden. Hinzukommen muss eine verstärkte interne Öffentlichkeits-
arbeit, die „jeden Mann“ zu erreichen hat. 

�
 Diese Aspekte müssen in der Ausbildung curricular abgesichert sein, und in 

der Fortbildung Pflichtcharakter für diejenigen Beamten und Beamtinnen 
bekommen, die direkt oder indirekt mit belastenden Ereignissen konfrontiert 
werden. 

Nur hierdurch kann die Hemmschwelle, Hilfe anzunehmen, gesenkt, im Idealfall 
gänzlich abgebaut werden und gelernt werden fürsorglich mit der eigenen 
Gesundheit umzugehen. 
Obwohl bereits Organisationseinheiten mit Hilfsangeboten existieren, könnte das 
oben erwähnte Laienhelfersystem der externen Institutionen einfach und 
kostengünstig auch bei der Polizei umgesetzt werden und somit den Schritt in die 
Hilfe erleichtern. 

Im Anschluss wird nun der Versuch unternommen, darzustellen, wie eine 
„Besondere Aufbauorganisation – Krisenintervention“ � BAO / KI  sich für die 
Polizei des Landes Niedersachsens darstellen könnte. 
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Weiterführende Informationsangebote im Internet 

Stressbearbeitung nach belastenden Ereignissen e.V. 
URL: http://www.sbe-ev.de 
 
PuSt – Polizeibeamte unter Stress 
URL: http://www.polizeieinsatzstress.de 
 
Polizeiseelsorge 
URL: http://www.polizeiseelsorge.org (katholisch) 
bzw. http://www.polizeiseelsorge.de (evangelisch) 
 
 
Sonstige Hinweise 

Bei den Recherchen zu dieser Studie fand sich themenverwandtes Material, dass 
hier kurz erwähnt werden soll. 
 
Zum Thema „Todesnachricht“ 
gibt es ein Faltblatt „Sie haben eine Todesnachricht zu überbringen...“, welches 
über die Katholischen Polizeiseelsorge Niedersachsen und in Zukunft 
wahrscheinlich auch über die FHS bezogen werden kann. 
 
Zu diesem Thema gibt es außerdem ein Heft 
KREYSLER, DIETER: Überbringung einer Todesnachricht : richtiges Verhalten 
gegenüber Hinterbliebenen.  
Stuttgart; München; Hannover, 1988  
(= Psychologie für Polizeibeamte, Bd. 6) 
ISBN: 3-415-01379-0 
 
Zum Thema „Schusswaffengebrauch“ 
Das Polizeipräsidium München hat eine Checkliste entwickelt für die Koordination 
der Betreuung von Polizeibeamten nach einem dienstlichen Schusswaffenge-
brauch gegen Personen mit Verletzungen oder Todesfolge bzw. nach ähnlichen 
traumatisierenden Einsätzen. 
 
Nähere Information dazu sind erhältlich über: 

• Zentraler Psychologischer Dienst 
Tel.: 089 / 383866-0 

• Polizeipfarrer Erwin Wild 
Tel.: 089 / 383866-50 

• Ärztlicher Dienst der Bayerischen Polizei 
Tel.: 089 / 45012-0 
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Anhang 1  
 

Glossar 
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(die nachfolgenden Begriffserklärungen stammen aus der Dokumentation: Koordinierungstelle für 
Einsatznachsorge (Hrsg.), Hilfe für Helfer - Einsatznachsorge nach dem ICE-Unglück in Eschede; 
Hannover 2002) 
 
 
Abwehrmechanismen 

Abwehrmechanismen, psychische, dienen dazu, sich vor zu starken Gefühlen 
und Gedanken zu schützen; z. B. Verdrängung, Verleugnung, Rationalisierung, 
Regression. 

Belastungsreaktion, akute 
Belastungsreaktion, akute, auch : akute Belastungsstörung. Stress-Reaktion als 
Folge des Erlebens eines belastenden Ereignisses, Anzeichen sind sich 
aufzwingende Wiedererinnerungen, Schlafstörungen, verändertes 
Essverhalten, Verhaltensveränderungen, Reizvermeidung (bezogen auf das 
belastende Ereignis). Beginnt während oder nach dem Ereignis, maximale 
Intensität in der Regel nach drei Tagen, hält zwei Tage bis maximal vier 
Wochen an. Die akute Belastungsreaktion ist eine normale (Stress-)Reaktion 
auf ein anormales Ereignis und kann im Gegensatz zur postraumatischen 
Belastungsstörung als kurzfristiger psychischer Schutzmechanismus 
angesehen werden. 

Belastungsstörung, posttraumatische (PTBS, auch PTS D) 
Krankheitswert erst nach zehn Wochen. Risikofaktoren scheinen unter anderem 
zu sein: subjektives Erleben von Todesangst/-nähe, traumatische 
Vorbelastungen, relativ lange zeitliche Erstreckung der traumatischen Situation. 
(siehe Ausarbeitung) 

CISM 
Critical incident stress management, engl. für Stressbearbeitung nach 
belastenden Ereignissen (Übertragung des Begriffs ins Deutsche: SbE ). 
Unter CISM versteht man in der Regel die von Mitchell & Everly beschriebenen 
Verfahren� strukturiertes Gruppengespräch (Debriefing ), Kurzbesprechung 
(Defusing ) und Demobilisation, die dazu beitragen sollen, das Ausmaß von 
Stress der Einsatzkräfte nach belastenden Ereignissen zu verringern, ihnen 
deutlich zu machen, warum es zu akuten Stressbelastungsreaktionen kommen 
kann, und ihnen Unterstützung bei der Verarbeitung von Stressfolgen 
(Belastungsstörung) zu geben. (siehe auch Ausarbeitung) 

Demobilisation 
auch: SbE-Einsatzabschluss, Teil des CISM; wird direkt bei Einsatzende 
durchgeführt und dient der Stressbewältigung. Soll eine frühzeitige Erholung 
ermöglichen. 

Debriefing 
strukturiertes Gruppengespräch � CISM 

Defusing 
Kurzbesprechung � CISM 

Einsatznachsorge 
Einsatznachsorge: Teil der psychologischen Unterstützung von Einsatzkräften. 
Als Methoden der kurzfristigen Einsatznachsorge 
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Ereignis, belastendes 
Ereignis, belastendes: Erlebnis, das weit außerhalb der gewöhnlichen 
menschlichen Erfahrung liegt. Ein solches Erlebnis kann die Leistungsfähigkeit 
des Betroffenen während und nach dem Ereignis beeinträchtigen. Ob ein 
Ereignis als belastend empfunden wird, kann nur das Individuum für sich selbst 
beantworten (subjektive Wahrnehmung). Es gibt jedoch Situation, die mit hoher 
Wahrscheinlichkeit als belastend empfunden werden. Solche „traumatischen 
Situationen“ können u.a. sein:  
�

 Bedrohung für Leib oder Leben, 
�

 schwerer körperlicher Schaden oder Verletzung, 
�

 absichtlicher Verletzung oder Schädigung ausgesetzt sein, 
�

 Konfrontation mit verstümmelten menschlichen Körpern, 
�

 Schuld haben am Tod oder schwerer Schädigung von anderen, 
�

 Situationen außerhalb der üblichen Erfahrung ausgesetzt sein. 

Notfallseelsorge 
„Erste Hilfe für die Seele“. Geschieht im Wesentlichen durch Beziehung und 
Kommunikation, seelsorgerliches Gespräch und Präsenz des Seelsorgers vor 
Ort. Konkrete Tätigkeiten können sein: Begleitung von unverletzten Beteiligten, 
Begleitung von Verletzten während der Rettung oder in Wartezeiten, Begleitung 
von Angehörigen, Spende der Sakramente und Gebete für Sterbende und Tote, 
Überbringung von Todesnachrichten gemeinsam mit der Polizei. 

Psychologische Unterstützung 
Psychologische Unterstützung kann also entweder einsetzen, wenn 
Einsatzkräfte von sich aus ihre Belastung ansprechen oder wenn aufgrund der 
Umstände (wie in Eschede) mit hoher Wahrscheinlichkeit ein Einsatz als 
belastend erlebt wurde. 

Gruppengespräch 
Gruppengespräch, strukturiertes (Debriefing ): Die verbreitetste Form des 
strukturierten Gruppengespräches ist Teil des CISM-Modells. Diese folgt einer 
exakt festgelegten Struktur (sieben Phasen) und wird von einem  
Einsatznachsorgeteam durchgeführt. Der ideale Zeitpunkt liegt bei 24 - 72 
Stunden nach dem belastenden Ereignis. Ziele sind Minderung der 
Stressbelastung und Beschleunigung der Erholung. 

Krisenintervention  
All jene Tätigkeiten, die den Verlauf einer Krise günstig im Sinne einer 
Entscheidung, Entspannung oder Lösung beeinflussen und zugleich die 
Entwicklung von Fähigkeiten des augenblicklichen und zukünftigen Verhaltens 
in Krisen fördern. Als Faustregel sind drei Punkte zu beachten: Dem 
Betroffenen möglichst rasch und weitgehend Sicherheit zu vermitteln, ihm als 
empathischer, einfühlsamer Gesprächspartner zur Verfügung zu stehen, 
Verständnis zu haben und den Prozess der Traumaverarbeitung zu fördern. 

Kurzbesprechung (Defusing) 
Teil des CISM; eine weniger stark strukturierte Kurzform des strukturierten 
Gruppengespräches. Die Kurzbesprechung wird innerhalb von acht Stunden 
nach einem belastenden Ereignis angeboten, um Erholung und 
Belastungsminderung zu erreichen sowie eine Entscheidung über die 
Notwendigkeit eines strukturierten Gruppengesprächs zu fällen. 
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Rationalisierung 
Psychischer Abwehrmechanismus, der im Nachhinein verstandesmäßige 
Erklärungen für ein Verhalten sucht. 

SbE 
Stressbearbeitung nach belastenden Ereignissen. Übertragung des CISM ins 
Deutsche. 

Stress 
Ist ein Ungleichgewichtszustand zwischen den Anforderungen der Umwelt (z.B. 
am Arbeitsplatz) und den allgemeinen persönlichen Leistungsvoraussetzungen 
oder –möglichkeiten unter der Bedingung, dass dieses Ungleichgewicht von der 
Person als persönlich bedeutsam und unangenehm empfunden wird. 
Menschen können auf Stress im Form von vegetativen Reaktionen (feuchte 
Hände, Zittern), Gefühlen (Wut, Gefühl von Hilflosigkeit), Gedanken (Erin-
nerungen an erlebte Situationen, kreisende Gedanken) und Verhaltensver-
änderungen (Konzentrationsmangel, aggressives Fahren) reagieren. 

Supervision 
Eine Beratungsform für Gruppen, die Themen, Fragen und Probleme aus dem 
beruflichen Zusammenhang unter Anleitung durch einen erfahrenen Fachmann 
zum Gegnstand macht. Im Gegensatz dazu ist Coaching ein Beratungsprozess 
für Einzelpersonen (in der Regel Führungskräfte). (siehe auch Ausarbeitung) 

Trauma 
Verletzung des Körpers oder der Seele (Psychotraumatologie). Ursachen für 
Psychotraumata (seelische Traumata) sind insbesondere Kindheitserlebnisse, 
die Erfahrung von Exil, Krieg und politischer Verfolgung, sexuelle Ubergriffe, 
Einsatz als Katastrophenhelfer sowie Verkehrs- und Arbeitsunfälle. 
Wissenschaftler vermuten, dass sich mehrere Ereignisse, die jedes für sich 
noch kein Psychotrauma auslöst, ebenfalls zu einem insgesamt traumatischen 
Verlauf addieren können (kumulatives Trauma). 

Verdrängung 
Verdrängung ist ein psychischer Abwehrmechanismus, durch den starke 
Impulse und Emotionen aus dem Bewusstsein gerückt werden. Sie werden in 
das Unterbewusstseins aufgenommen und ihr öffentlicher Ausdruck wird 
kontrolliert. Die Verdrängung ist einer der grundlegendsten Abwehrmecha-
nismen . 
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Anhang 2  
 

Rat und Hilfe 
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Polizisten als Betroffene einer extremen Einsatzlag e - 
Ein Leitfaden für betroffene Polizeibeamte, Kollege n und Vorgesetzte 

(Es handelt sich hierbei weitestgehend um die Kopie einer Informationsbroschüre des 
Sozialwissenschaftlichen Dienstes der niedersächsischen Polizei) 

 
Wer ist betroffen? 
 
Man könnte meinen, dass es nur eine bestimmte Art von Kollegen trifft: die 
„Weichen“, die nicht über die nötige Lebenshärte verfügen, die einen 
Polizeibeamten nun mal auszeichnen muss. 
 

GRUNDSÄTZLICH KANN ES JEDEN TREFFEN! 
 
Untersuchungen haben gezeigt, dass diejenigen weniger anfällig sind, die bereit 
sind, ihre Erlebnisse aufzuarbeiten, indem sie mit anderen darüber reden. 
 
Das bedeutet aber auch, überwältigende Gefühle zuzulassen und die 
schmerzliche Situation noch einmal zu durchleben -  und zwar ganz bewusst. 
 

Wer dazu nicht in der Lage ist, 
und_das sind vor allem die, die Gefühl mit Schwäche gleichsetzen, 

die werden sich mit dem  „Wegstecken“ begnügen, 
immer mit der Gefahr leben, 

dass es nicht tief genug_gewesen sein könnte. 
 

Später ist es häufig schwierig, körperliche Symptome mit traumatischen 
Erlebnissen im Zusammenhang zu sehen. In der Folge wird u. U. nicht die 
Ursache, sondern das Symptom behandelt (z. B. Aspirin gegen die 
Kopfschmerzen). 
 
Es ist unbedingt zu beachten, dass mit Betroffenen sehr sensibel umgegangen 
werden muss, denn ein Schock ist immer wahrscheinlich, auch wenn man es 
nicht sofort merkt. 
 
Folgende Ziele werden angestrebt: 
 
- möglichst frühzeitiges Erkennen von Symptomen wie Schuldgefühle, feuchte 

Hände, Herzrasen, Albträume, Schlafstörungen oder Kopfschmerzen 
- dem Betroffenen verdeutlichen, dass er normal auf eine belastende Situation 

reagiert 
- Möglichkeiten zur Eigenbewältigung aufzeigen 
- der Entstehung eines posttraumatischen Stresssyndroms aufgrund 

traumatisierender Ereignisse entgegenzuwirken 
 
Bewährt hat sich neben der Betreuung des Betroffenen durch Kollegen, den 
Regionalen Beratungsstellen und anderen hilfeleistenden Stellen / Institutionen 
die Möglichkeit systematischer Gruppengespräche unter fachkundiger Leitung, 
um die zwangsläufigen Fragen, die die Rückkehr in den polizeilichen Alltag 
begleiten, gemeinsam aufzuarbeiten. 
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Was ist zu tun? 
 
In der akuten Phase können besonders Vorgesetzte unterstützend tätig werden, 
indem sie folgende Maßnahmen in ihre Überlegungen mit einbeziehen: 
 
- sofortiges Erscheinen vor Ort 
- Abschirmung des Betroffenen vor der Presse 
- nur die notwendigen kriminalpolizeilichen Maßnahmen durchführen lassen 

(Hinweis auf mögliche Entlastung geben) 
- längerfristiges Begleiten und Betreuen des betroffenen Kollegen; dabei sollte 

besonders darauf geachtet werden, dass der Kollege immer noch unter 
Schock stehen könnte und eine Befragung / Vernehmung bei geringsten 
Anzeichen darauf später durchgeführt werden sollte 

- Hinweis auf Aussageverweigerungsrecht / Auskunftsverweigerungsrecht 
- Abklärung einer Dienstbefreiung 
- Anbieten einer professionellen Betreuung (Kontaktmöglichkeiten siehe 

Anhang) 
 
Kollegen sollten folgendes beachten: 
 
- beim Betroffenen sollte auf akute Belastungssymptome geachtet werden wie 

Blässe, Übelkeit, Kreislaufstörungen, Schock (körperlich) und Apathie, 

Schuldgefühle, ungewohnte Verhaltensweisen, hohes Mitteilungsbedürfnis, 
Abwehr jeglichen Problembewusstseins („... mit mir ist alles o. k. ...“) 

- keine bewertenden Kommentare abgeben wie „War ein Klasseschuss!“, 
„Mach Dir mal keine Gedanken, das hätte jedem passieren können.“ 

- der hilfeleistende Kollege sollte selber wenig reden, sondern unbedingt aktiv 
zuhören 

- Eingehen auf Wünsche, z. B. Benachrichtigung gewünschter Personen, 

Herauslösung aus dem Einsatz / Dienst, Umgebungswechsel 
- Angehörige benachrichtigen, d. h. die Situation schildern, Symptome 

erklären, Handlungsmöglichkeiten aufzeigen, ggf. ärztliche Betreuung 
organisieren lassen, auf Gefühle eingehen, aber Kommentare, Wertungen 
und gut gemeinte Ratschläge vermeiden. 

 
Den betroffenen Kollegen können besonders zur Seite stehen: 
 
- Kollegen 
- Freunde 
- Familie 
- Vorgesetzte 
 

und professionelle Helfer, wie 
 
- Seelsorger 
- Ärzte 
- Angehörige des sozialwissenschaftlichen Dienstes im BIPNI 
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Merkblatt für PartnerInnen von PolizeibeamtInnen 
(entnommen aus: Krolzig, M.: Wenn Polizisten töten, Meerbusch, 1995) 

 
Es ist wichtig für Partnerlnnen von PolizeibeamtInnen zu wissen, womit der/die 
PartnerIn zu tun haben könnte, wie die Reaktion darauf sein könnte und wie 
man helfen kann, damit fertig zu werden. 
Es ist enorm wichtig, daheim über solche Erfahrungen reden zu können. 
 
Das Merkblatt ist aber auch für Polizeibeamtlnnen selber gedacht. Gerade die 
Kollegen wissen wesentlich besser als andere, was der Polizeiberuf beinhaltet 
und kennen die Organisation und ihre Kultur. 
 
Das Gespräch über das Geschehene mit den Kollegen, der Erzählung 
zuzuhören und Fragen stellen zu können, ist ein wesentlicher Bestandteil einer 
guten Verarbeitung. 
Dieser kollegiale Rückhalt scheint immer der wichtigste Teil der Unterstützung 
zu sein. 
 
Die Reaktion direkt nach einem einschneidenden oder schockierenden Ereignis 
kann von Person zu Person sehr unterschiedlich sein. In den ersten Tagen oder 
Wochen kann es zu folgenden Erscheinungen kommen: 
 
- Ruhelosigkeit, Angespanntheit, Schwindel, Zittern 
- Kopfschmerzen, Magen- / Darmbeschwerden, Appetitlosigkeit 
- Schlafprobleme, Müdigkeit, Schlaflosigkeit, Alpträume 
- „Schlecht Hören“, Konzentrationsstörungen, Grübeln 
- schnell irritiert sein, Gereiztheit, Lustlosigkeit, „sich selbst nicht leiden 

können“ 
- Zweifeln an sich und am eigenen Beruf 
- Schuldgefühle und Depressionen 
 
Es handelt sich dabei um normale Reaktionen auf nicht normale Ereignisse. 
 
 

Erste Phase 
Vor allem durch das Reden mit anderen werden die Ereignisse verarbeitet. Es 
ist wesentlich, dass man sich als Partner, Kollege oder Freund hierfür Zeit 
nimmt und zuhört. 
Lassen Sie den Betroffenen erkennen, dass sie aktiv zuhören. Sprechen Sie 
weniger über sich: Ihr Partner quillt über mit etwas, was er selbst erlebt und 
mitgemacht hat; dies kann nicht durch Erfahrungen ersetzt werden, die andere 
Menschen gemacht haben. 
 
 

Zweite Phase 
Ihr Partner zeigt hier sehr wenig Bedarf darüber zu sprechen. Er versucht, 
Gedanken an 
das Ereignis zu vermeiden. lnteressenlosigkeit auf Gebieten, auf denen sonst 
reges 
Interesse vorhanden war, ist festzustellen. Diese Phase kann einige Tage bis 
zu einigen Wochen andauern. 
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Dritte Phase 
Es kann eintreten, dass Ihr Partner plötzlich unruhig wird. Erinnerungen werden 
durch kleinste Ereignisse ausgelöst. Alle o. a. Reaktionen können 
zurückkehren. Man durchlebt das Geschehene noch einmal. Dies gehört jedoch 
zu einem gründlichen Verarbeitungsprozess. Es ist wichtig, erneut viel und 
ausgiebig darüber zu sprechen. 
Es kann aber auch sein, dass Ihr Partner den Vorfall weiter zu verdrängen 
versucht. Auch kann es sein, dass er oder sie darüber grübelt, aber nicht 
darüber spricht. In diesem Fall bringen Sie dies nur in einem günstigen Moment 
zu Sprache, in dem sie beide genug Zeit haben. 

 
Vierte Phase 

Sie stellen fest, dass Ihr Partner fast wieder der „Alte“ ist. Der Schlaf ist wieder 
regelmäßig, die Gefühlslage wird stabiler, und das Interesse an allerlei Dingen 
kehrt wieder zurück. Der Schock verwischt sich. Die Erinnerung an das 
Geschehene wird aber in Wirklichkeit nie ausgelöscht. Dennoch können alle 
aufgeführten Folgen, die das Ereignis hervorrief, verarbeitet werden. Eines 
Tages wird Ihr Partner merken, dass er bereits eine ganze Zeit nicht mehr an 
das Ereignis gedacht hat. Dies bedeutet, dass er das Ereignis verarbeitet hat. 
 
Falls jemand mit einem unverarbeiteten emotionalen Schock herumläuft, kann 
dies zu Spannungen innerhalb einer Beziehung führen. Zeigen Sie Verständnis, 
dass Ihr Partner nach einem gravierenden Ereignis lustlos ist oder weniger 
Interesse an Ihnen hat, aber es dart nicht allzu lange dauern. Eventuell kann 
das Trinkverhalten ansteigen, dem frühzeitig entgegengetreten werden muss. 
 
Wenn Sie davon überzeugt sind, dass die Verarbeitung zu lange dauert, kann 
es sehr vernünftig sein, Hilfe von außerhalb zu hinzuzuziehen. 
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Ansprechpartner und Hilfsangebote 

• SOZIALWISSENSCHAFTLICHER DIENST (SWD) 
Tannenbergallee 11 
30163 Hannover 
Ansprechpartner: Achim Grube 
Tel: 0511 / 9695-2442 oder -2443 
Fax: 0511 / 9695-2448 

 
• PPS PD-HANNOVER, DEZ. V2 

Waterloo Str. 9 
30163 Hannover 
Tel: 0511/109-2233 

 
• REGIONALE BERATUNGSSTELLE (RBS) BEZIRKSREGIERUNG HANNOVER 

Dez. 303 
Waterlooplatz 9 
30169 Hannover 
0511 / 106-6296 

 
• RBS BEZIRKSREGIERUNG BRAUNSCHWEIG 

Dez. 302- 304 
Husarenstr. 75 
36102 Braunschweig 
Tel: 0531/ 7000-0 

 
• RBS BEZIRKSREGIERUNG LÜNEBURG 

Dez. 303 
Auf derHulde2 
21339 Lüneburg 
Tel: 04131 / 29-2144 

 
• RBS BEZIRKSREGIERUNG WESER-EMS 

Theodor-Tantzen-Platz 8 
26122 Oldenburg 
Tel: 0441/ 790-0 

 
• KATHOLISCHE POLIZEISEELSORGE NIEDERSACHSEN 

Ihmeplatz 8 d 
30449 Hannover 
Tel: 0511 / 457285 
Fax: 0511 / 455302 
e-mail: niedersachsen@polizeiseelsorge.org 
Internet: wvvw.polizeiseelsorge.org/niedersachsen 

 
• KIRCHLICHER DIENST IN POLIZEI, ZOLL UND FEUERWEHR DER KONFÖDERATION 

EVANGELISCHER KIRCHEN IN NIEDERSACHSEN 
Archivstr. 3 
30169 Hannover 
Tel.: 0511 / 1241-438 
Internet: www.kirchlicher-dienst-in-pzf.de 


